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1. EINFÜHRUNG 

 

Während der Praxisphase des Studiums kam der Verfasser das erste Mal 

näher in Kontakt mit dem Opferentschädigungsrecht. Obgleich diese 

Rechtsthematik aus dem bisherigen Studienverlauf völlig unbekannt war, 

zeigte sich schnell, dass es sich hierbei um ein sehr interessantes Gebiet 

handelt. Schnell reifte beim Verfasser der Entschluss, in diesem Bereich 

seine Bachelorarbeit zu verfassen. 

 

Die Zweitgutachterin machte ihn auf die Problematik von Mobbing und 

Stalking im Rahmen des Opferentschädigungsrechts aufmerksam. Nach-

dem sich der Verfasser in der Folgezeit ausführlicher mit beiden Phäno-

menen beschäftigte, zeigte sich schnell, welche Auswirkungen sie auf die 

Betroffenen haben können, und es erschien ihm als eine geeignete The-

matik aus dem Bereich des Opferentschädigungsrechts. 

 

Mobbing und Stalking sind Phänomene, die erst in den vergangenen zwei 

Jahrzehnten in das Bewusstsein der Bevölkerung gerückt sind. Zuvor 

kannten nur wenige Fachleute diese Begrifflichkeiten. 

 

1993 veröffentlichte der schwedische Psychologe Heinz Leymann im 

deutschsprachigen Raum die Ergebnisse seiner Untersuchungen, die er 

von Ende der 1970er bis Mitte der 1980er Jahre in Schweden durchge-

führt hatte. Seitdem hat der Begriff „Mobbing“ auch in Deutschland seinen 

Eingang in den Sprachgebrauch gefunden und es fand eine Auseinander-

setzung hiermit statt. 

 

Stalking ist kein Phänomen des 21. Jahrhunderts. Vergleichbare Verhal-

tensweisen gibt es seit Menschengedenken. Waren diese früher teilweise 

noch gesellschaftlich anerkannt, so sind sie es in der heutigen Zeit nicht 
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mehr. Neu ist v.a. die rechtspolitische Aufmerksamkeit, die diesen Verhal-

tensweisen seit den 1990er Jahren zuteilwurde. 

 

In den 1980er Jahren nahmen die US-Boulevard-Medien den Begriff 

„Stalker“ zur Bezeichnung von besessenen Fans, die Stars nachreisten, 

um diese abzupassen und Kontakt zu diesen zu suchen. Erst durch die 

Ermordung der jungen Schauspielerin Rebecca Schaefer im Jahr 1989 

und die Ermordung dreier weiterer Frauen, die nicht berühmt waren, rück-

te in das Bewusstsein der Öffentlichkeit, dass Stalking nichts mit Glamour 

zu tun hat, sondern mit Gefahr und Gewalt verbunden ist, denen nicht nur 

Prominente ausgesetzt sind. 

 

Untersuchungen zeigen, dass ca. drei Prozent der Erwerbstätigen von 

Mobbing betroffen sind. Bei ca. 40 Millionen Erwerbstätigen entspricht das 

einer Gesamtzahl von 1,2 Millionen Betroffenen in Deutschland.1 

 

Nach Schätzungen der TU Darmstadt sind 700.000 Menschen in Deutsch-

land von Stalking betroffen. Insgesamt werden ca. fünf bis sieben Prozent 

aller Menschen einmal in ihrem Leben Opfer von Stalking. 2 

 

Da die Begriffe Mobbing und Stalking zum Teil einem inflationären Ge-

brauch unterliegen, soll im Rahmen der vorliegenden Arbeit zunächst ver-

sucht werden, beide Phänomene näher zu beleuchten. Vor allem soll das 

Augenmerk auf die Auswirkungen und Handlungsweisen von Mobbing und 

Stalking gerichtet werden. 

 

Speziell soll untersucht werden, ob Betroffene von Mobbing und Stalking 

einen Anspruch nach dem OEG haben. Nach der bisherigen Verwaltungs-

praxis erhalten Betroffene keine Leistungen nach dem OEG. Nach Auffas-

sung des BMAS handelt es sich bei den beiden Phänomenen um keinen 

                                            
1 Vgl. Meschkutat/Stackelbeck/Langenhoff, Der Mobbing-Report, S. 24. 
2 Vgl. Bieszk/Sadtler, Mobbing und Stalking, NJW 2007, S. 3384. 
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tätlichen Angriff im Sinne des Gesetzes. Dazu soll zunächst auf das OEG 

und die Anspruchsgrundlage des § 1 Abs. 1 OEG eingegangen werden, 

um danach zu versuchen, Mobbing und Stalking unter die Anspruchs-

grundlage zu subsumieren. 

 

Unter dem Gesichtspunkt des OEG sollen auch die Ergebnisse einer Um-

frage unter den Versorgungsbehörden in Baden-Württemberg bezüglich 

der Phänomene Mobbing und Stalking dargestellt und beurteilt werden. 

 

Abschließend soll noch kurz auf weitere Hilfsmöglichkeiten für Betroffene 

von Mobbing und Stalking eingegangen werden. Das Hauptaugenmerk 

soll aber auf die Problematik gerichtet bleiben, ob Betroffenen aufgrund 

der Folgen von Mobbing und Stalking Leistungen nach dem OEG zuste-

hen oder ob ein solcher Anspruch nicht besteht. 
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2. MOBBING 

2.1 Begriffsbestimmung 

 

Der Begriff „Mobbing“ ist eine Wortschöpfung aus dem englischen Verb „to 

mob“, was so viel wie „angreifen, anpöbeln, schikanieren, über jemanden 

herfallen“ bedeutet. Das Englische kennt zudem den Begriff „mob law“ 

(„Lynchjustiz“). Im Deutschen findet sich das Wort „Mob“. 

 

Als erster hat der österreichische Zoologe Konrad Lorenz den Begriff 

„Mobbing“ verwendet. Er bezeichnete damit Gruppenangriffe unterlegener 

Tiere, um einen überlegenen Feind zu verscheuchen.3 Später übernahm 

der schwedische Arzt Paul-Peter Heynemann den Begriff, um das Verhal-

ten von Kindern auf dem Schulhof zu beschreiben. 4 Seine heutige Bedeu-

tung und Verbreitung erfuhr der Begriff „Mobbing“ allerdings erst durch die 

Untersuchungen und Veröffentlichungen Leymanns. 

 

2.2 Definition 

 

Eine einheitliche Definition des Begriffs „Mobbing“ gibt es nicht. Vielmehr 

herrscht eine Vielzahl von Definitionen vor, von denen allerdings nur we-

nige Bedeutung gewonnen haben. Der Großteil der Definitionen ist auf 

das Arbeitsleben ausgelegt, wo Mobbing auch die größte Relevanz be-

sitzt. 

 

Die heute noch gebräuchlichste Definition stammt von Leymann. Dieser 

hat sowohl eine allgemeine, als auch eine arbeitswissenschaftliche Defini-

tion erarbeitet. Allgemein definiert Leymann Mobbing folgendermaßen:5 

                                            
3 Vgl. Wolmerath, Mobbing-Rechtshandbuch, Rn. 2; Esser/Wolmerath, Mobbing, S. 20. 
4 Vgl. Wolmerath, Mobbing-Rechtshandbuch, Rn. 4. 
5 Leymann, Psychoterror am Arbeitsplatz, S. 21. 
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„Der Begriff Mobbing beschreibt negative kommunikative Handlun-
gen, die gegen eine Person gerichtet sind (von einer oder mehreren 
anderen) und die sehr oft und über einen längeren Zeitraum hinaus 
vorkommen und damit die Beziehung zwischen Täter und Opfer 
kennzeichnen.“ 

 

Die arbeitswissenschaftliche Definition lautet:6 

„Unter Mobbing wird eine konfliktbelastete Kommunikation am Ar-
beitsplatz unter Kollegen oder zwischen Vorgesetzten und Unter-
gebenen verstanden, bei der die angegriffene Person unterlegen ist 
(1) und von einer oder einigen Personen systematisch, oft (2) und 
während längerer Zeit (3) mit dem Ziel und/oder dem Effekt des 
Ausstoßens aus dem Arbeitsverhältnis direkt oder indirekt angegrif-
fen wird und dies als Diskriminierung empfindet.“ 

 

Um feststellen zu können, ob eine Person nur Betroffener eines Konflikts 

oder von Mobbing ist, hat Leymann in seinen Untersuchungen 45 Hand-

lungen herausgearbeitet, die vorliegen müssen, um von Mobbing spre-

chen zu können. Hinzu kommt, dass der Betroffene7 diesen Handlungen 

mindestens einmal pro Woche ein halbes Jahr lang ausgesetzt sein 

muss.8 

 

Esser und Wolmerath haben die Definition Leymanns aufgegriffen und 

weiterentwickelt:9 

„Mobbing ist ein Geschehensprozess in der Arbeitswelt, in dem de-
struktive Handlungen unterschiedlicher Art wiederholt und über ei-
nen längeren Zeitraum gegen Einzelne vorgenommen werden, wel-
che von den Betroffenen als eine Beeinträchtigung und Verletzung 
empfunden werden und dessen ungebremster Verlauf für die Be-
troffenen grundsätzlich dazu führt, dass ihre psychische Befindlich-
keit und Gesundheit zunehmend beeinträchtigt werden, ihre Isolati-
on und Ausgrenzung am Arbeitsplatz zunehmen, dagegen die 
Chancen auf eine zufriedenstellende Lösung schwinden und der 
regelmäßig im Verlust ihres bisherigen beruflichen Wirkungsbe-
reichs endet.“ 

                                            
6 Leymann, Einführung: Mobbing, S. 18. 
7 Zur Vereinfachung des Leseflusses wird im Folgenden nur die männliche Form verwen-

det. Hierbei gelten die Ausführungen für männliche und weibliche Betroffene. 
8 Vgl. Leymann, Psychoterror am Arbeitsplatz, S. 22. 
9 Esser/Wolmerath, Mobbing, S. 22. 
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Esser und Wolmerath sehen Mobbing als einen Prozess, bei dem sich 

kleine Ereignisse aneinanderreihen können, die für sich allein noch kein 

Mobbing darstellen, in ihrer Gesamtheit aber das Phänomen Mobbing bil-

den. Sie widersprechen Leymann in der Hinsicht, dass dieser Mobbing-

Handlungen einmal pro Woche verlangt. Um Handlungen gegen eine Per-

son unter Mobbing einordnen zu können, haben sie eine Liste von über 

100 Mobbing-Handlungen ausgearbeitet. Zwar fordern auch Esser und 

Wolmerath, dass die Mobbing-Handlungen über einen längeren Zeitraum 

erfolgen müssen, doch halten sie den von Leymann vorausgesetzten Zeit-

raum für unangebracht. Sie begründen dies damit, dass sich Mobber aus 

dem Vorwurf des Mobbings herausreden konnten, weil sie die Mobbing-

Handlungen weniger als fünf Monate ausgeübt hatten.10 

 

Die deutsche Rechtsprechung hat sich ebenfalls mit der Mobbingproble-

matik auseinandergesetzt und versucht, eine Definition zu finden. Das 

BAG führt hierzu aus:11 

„Mobbing ist das systematische Anfeinden, Schikanieren oder Dis-
kriminieren von Arbeitnehmern untereinander oder durch Vorge-
setzte“ 

 

Das LAG Thüringen äußerst sich zur Bestimmung des Begriffs „Mobbing“ 

folgendermaßen:12 

„Im arbeitsrechtlichen Verständnis erfasst der Begriff des ‚Mobbing‘ 
fortgesetzte, aufeinander aufbauende oder ineinander übergreifen-
de, der Anfeindung, Schikane oder Diskriminierung dienende Ver-
haltensweisen, die nach Art und Ablauf im Regelfall einer überge-
ordneten, von der Rechtsordnung nicht gedeckten Zielsetzung för-
derlich sind und jedenfalls in ihrer Gesamtheit das allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht oder andere ebenso geschützte Rechte, wie die 
Ehre oder die Gesundheit des Betroffenen verletzten.“ 

 

                                            
10 Vgl. ebenda, S. 30f. 
11 BAG, NZA 1997, S. 781 (781). 
12 LAG TH, NZA-RR 2001, S. 347 (347). 
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Aus der Vielzahl der Definitionen kann man feststellen, dass unter Mob-

bing eine konfliktbeladene Kommunikation am Arbeitsplatz unter 

Arbeitnehmern oder zwischen Vorgesetzten und Untergebenen verstan-

den werden kann, bei dem die angegriffene Person unterlegen ist und von 

einer oder mehreren Personen systematisch, oft und über einen bestimm-

ten Zeitraum direkt oder indirekt angegriffen wird, mit dem Ziel den Betrof-

fenen aus dem Arbeitsverhältnis auszustoßen und die angegriffene Per-

son dies als Diskriminierung empfindet.13 

 

Esser und Wolmerath kann man bei der Häufigkeit der Mobbing-

Handlungen folgen. Die von Leymann geforderte Häufigkeit von einmal in 

der Woche ist zu eng gefasst. Allerdings kann nicht zugestimmt werden, 

dass auch wenige Wochen regelmäßiger Mobbing-Handlungen schon 

ausreichen, um von Mobbing reden zu können. Denn nach wenigen Wo-

chen kann es sich noch um einen Konflikt handeln, der von selbst in nor-

male Bahnen gelangt. Hier ist den Ausführungen von Leymann zu folgen, 

der mindestens von einem halben Jahr ausgeht, in dem die Mobbing-

Handlungen regelmäßig vorliegen müssen. 

 

2.3 Auswirkungen von Mobbing 

 

Mobbing hat weitreichende Auswirkungen – nicht nur auf den Betroffenen, 

sondern auch auf den oder die Mobber, die Belegschaft, das Unterneh-

men bzw. die Dienststelle, die Gesellschaft und die Wirtschaft. Im Folgen-

den soll nur auf die Auswirkungen für den Betroffenen eingegangen wer-

den. 

 

Zu Beginn des Mobbings wird der Betroffene noch versuchen, durch akti-

ves Verhalten im Rahmen seiner Möglichkeiten die Situation zu lösen und 

                                            
13 Vgl. Honsa, Mobbing und sex. Belästigung, Rn. 8. 
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den Angriffen der Mobber zu entgehen. Führen diese Versuche zu keinem 

Erfolg, beginnt der eigentliche Leidensweg des Betroffenen. 

 

Die psychischen Belastungen am Arbeitsplatz führen zu Stressreaktionen. 

Folgen davon sind psychische und psychosomatische Erkrankungen. Ca. 

44 Prozent der Betroffenen erkranken in Folge von Mobbing.14 Leymann 

hat in seinen Untersuchungen festgestellt, dass ein Großteil der Betroffe-

nen an einem posttraumatischen Belastungssyndrom erkrankt, wie man 

es eigentlich nur von Opfern nach schweren Traumata kennt.15 Die Aus-

wirkungen von Mobbing auf die Gesundheit des Betroffenen verändern 

sich im Laufe der Zeit. 

 

Kurze Zeit nach Beginn der Mobbing-Handlungen lassen sich bereits die 

ersten Symptome erkennen. Der Betroffene klagt u.a. über Unwohlsein, 

Kopfschmerzen und Magenschmerzen.16 Nach ca. einem halben Jahr 

Mobbing stellen sich die von Leymann beobachteten posttraumatischen 

Belastungsstörungen ein. Nach ein bis zwei Jahren Mobbings werden all-

gemeine Angstzustände beobachtet, die mentalen und psychosomati-

schen Beschwerden vertiefen sich und breiten sich aus. Der Betroffene 

spürt nun auch Auswirkungen auf sämtliche Lebensbereiche. Nach zwei 

bis vier Jahren haben sich chronische Krankheitsverläufe eingestellt. Der 

Betroffene entwickelt starke Depressionen oder Obsessionen, seine Per-

sönlichkeit verändert sich und er ist stark suizidgefährdet.17 In seinen Un-

tersuchungen stellte Leymann fest, dass sich im Jahr 1986 in Schweden 

100 Menschen wegen der Situation am Arbeitsplatz das Leben nahmen. 

Im Vergleich dazu starben im selben Jahr bei klassischen Arbeitsunfällen 

65 Menschen.18 
                                            
14 Vgl. Meschkutat/Stackelbeck/Langenhoff, Der Mobbing-Report, S. 79. 
15 Vgl. Leymann, Wenn Mobbing krank macht, S. 42. 
16 Vgl. Leymann, Wenn Mobbing krank macht, S. 47f; Schild/Heeren, Konflikteskalation 

am Arbeitsplatz, S. 30. 
17 Vgl. Leymann, Wenn Mobbing krank macht, S. 47ff. 
18 Vgl. Leymann, Psychoterror am Arbeitsplatz, S. 121f. 
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Die Auswirkungen auf die Gesundheit des Betroffenen sind gravierend. 

Mobbing wirkt sich auf den physischen und psychischen Zustand aus. Die 

Lebensqualität des Betroffenen verschlechtert sich immens. 

 

2.4 Mobbing-Handlungen 

 

Der Fantasie der Mobber ist in der Hinsicht, wie sie ihr Opfer angreifen 

können, keine Grenze gesetzt. Deswegen kann man nicht von einer be-

stimmten Art von Mobbing-Handlungen sprechen, der ein Betroffener wäh-

rend dieser Zeit ausgesetzt ist. 

 

Dennoch wurde versucht, die Mobbing-Handlungen zu dokumentieren, 

denen die Betroffenen ausgesetzt sind. Leymann erstellte einen Katalog 

mit 45 Handlungen. Diese betrachtete er als abschließend. Andere Mob-

bing-Handlungen hielt er nicht für möglich. Er unterscheidet zwischen19 

1. Angriffen auf die Möglichkeit, sich mitzuteilen, 

2. Angriffen auf die sozialen Beziehungen, 

3. Angriffen auf das soziale Ansehen, 

4. Angriffen auf die Qualität der Berufs- und Lebenssituation und 

5. Angriffen auf die Gesundheit. 

 

Esser und Wolmerath haben den Katalog von Leymann weiterentwickelt 

und den „Katalog der 100+… Mobbing-Handlungen“20 mit 120 Mobbing-

Handlungen zusammengestellt. Im Gegensatz zu Leymann halten sie ihre 

Aufzählung allerdings nicht für abschließend. 21 Dieser Meinung kann man 

folgen, da sich die Mobbenden bei einer abschließenden Aufzählung neue 

Schikanen ausdenken könnten und sich so darauf berufen könnten, kein 
                                            
19 Vgl. ebenda, S. 22f; eine vollständige Auflistung der Mobbing-Handlungen nach Ley-

mann findet sich in den Anlagen. 
20 Esser/Wolmerath, Mobbing, S. 24. 
21 Vgl. ebenda, S. 30. 



Seite 10 
 

Mobbing zu betreiben, da ihre Handlungen nicht in den vorgeschriebenen 

Katalogen zu finden sind. Esser und Wolmerath unterteilen ihren „Katalog 

der 100+… Mobbing-Handlungen“ in zehn Kategorien. Sie haben versucht 

nur Handlungen aufzunehmen, die eine negative Zielgerichtetheit und ei-

nen gewissen Vorsatz erkennen lassen. Dabei unterscheiden sie zwi-

schen22 

1. Angriffen gegen die Arbeitsleistung und das Leistungsvermögen, 

2. Angriffen gegen den Bestand des Beschäftigungsverhältnisses, 

3. Destruktiver Kritik, 

4. Angriffen gegen die soziale Integration am Arbeitsplatz, 

5. Angriffen auf das soziale Ansehen im Beruf, 

6. Angriffen auf das Selbstwertgefühl, 

7. Angst, Schreck und Ekel erzeugen, 

8. Angriffen gegen die Privatsphäre, 

9. Angriffen gegen die Gesundheit und körperliche Unversehrtheit und 

10. Versagen von Hilfe. 

 

2.5 Strafrechtliche Beurteilung von Mobbing 

 

Im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern wie Schweden oder 

Frankreich gibt es in Deutschland keine rechtliche Regelung der Mobbing-

problematik. Hinzu kommt, dass sich das Recht schwer tut, aus dem Ru-

der laufende soziale Beziehungen zu beurteilen. Das deutsche Recht 

knüpft traditionell nur an Einzelhandlungen an. Deswegen kann hiernach 

nicht der gesamte Mobbingprozess strafrechtlich betrachtet werden, son-

dern nur die einzelnen Mobbing-Handlungen.23 

 

                                            
22 Vgl. ebenda, S. 28ff; eine vollständige Auflistung der Mobbing-Handlungen nach Esser 

und Wolmerath findet sich in den Anlagen. 
23 Vgl. Däubler, Mobbing und Arbeitsrecht, S. 77. 
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Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob das Verhalten des Mobbers rechts-

widrig oder noch sozialadäquat ist bzw. das Verhalten des Mobbers zum 

erlaubten Risiko des menschlichen Zusammenlebens gehört. Die Lehre 

von der Sozialadäquanz wurde allerdings für Normalfälle und nicht für ext-

reme Lebenssituationen wie das Mobbing geschaffen.24 Deswegen ist da-

von auszugehen, dass Mobbing-Handlungen nicht sozialadäquat sein 

können.25 

 

In theoretischer Hinsicht kann der Mobber nahezu alle Straftaten begehen. 

Daher sollen folgende Tatbestände untersucht werden, ob sie bei Mob-

bing-Handlungen einschlägig sind: 

• Körperverletzung (§§ 223, 229 StGB) 

• Üble Nachrede (§ 186 StGB) 

• Nötigung (§ 240 StGB) 

 

2.5.1 Körperverletzung (§§ 223, 229 StGB) 

Strafbar ist die körperliche Misshandlung oder Gesundheitsschädigung 

eines anderen. 

 

Unstrittig in der Literatur ist die Meinung, dass bei einer körperlichen 

Schädigung auch eine Körperverletzung durch eine Mobbing-Handlung 

vorliegt.26 

 

Fraglich ist allerdings, ob der Strafbestand auch erfüllt ist, wenn „nur“ eine 

geistig-seelische Schädigung durch die Mobbing-Handlungen entstanden 

ist. 

 

                                            
24 Vgl. ebenda, S. 80. 
25 Vgl. Wolmerath, Mobbing-Rechtshandbuch, Rn. 100. 
26 Vgl. Mühe, Mobbing am Arbeitsplatz, S. 79. 
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Eine Einordnung unter den Tatbestand der körperlichen Misshandlung 

kommt nicht infrage, da bereits vom Wortlaut her nur die Körpersphäre 

und nicht auch die Psyche einbezogen ist.27 Der Tatbestand der Gesund-

heitsschädigung ist dem Wortlaut nach nicht nur auf den Körper be-

schränkt. Bislang hat sich die Rechtsprechung noch nicht zu der Frage 

geäußert, ob eine rein psychische Beeinträchtigung auch zu einer 

Gesundheitsschädigung zu zählen ist. Auch die Literatur ist sich in diesem 

Punkt uneins.28 Es spricht allerdings einiges dafür, dass unter den 

Gesundheitsbegriff des § 223 StGB auch eine rein psychische Beeinträch-

tigung zu zählen ist, denn in heutiger Zeit würde kein Mediziner mehr be-

streiten, dass auch die Psyche zur Gesundheit zu zählen ist. Immerhin 

betrachtet auch das BVerfG den Menschen als Einheit von Leib, Geist und 

Seele.29 

 

2.5.2 Üble Nachrede (§ 185 StGB) 

Strafbar ist die Behauptung oder Verbreitung von Tatsachen, um einen 

anderen verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herab-

zuwürdigen, ohne dass die Tatsache erweislich wahr ist. 

 

In ca. 69 % der Mobbingfälle verbreiten die Mobber Gerüchte über den 

Betroffenen.30 Unerheblich ist es, ob die Mobber die Gerüchte mündlich 

oder schriftlich behaupten bzw. weiterverbreiten. Es muss allerdings der 

Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Es genügt somit dem Tatbe-

stand des § 186 StGB nicht, wenn die Behauptung nur gegenüber dem 

Betroffenen geäußert wird. Hier käme unter Umständen eine Beleidigung 

nach § 185 StGB als Straftat in Frage.31 Zu Unterscheiden ist die üble 

Nachrede vom Werturteil. Ein solches liegt dann vor, wenn der Mobber 

                                            
27 Vgl. ebenda, S. 81. 
28 Vgl. ebenda, S. 85f. 
29 BVerfGE 56, S. 54 (75). 
30 Vgl. Mühe, Mobbing am Arbeitsplatz, S. 174. 
31 Vgl. Wolmerath, Mobbing-Rechtshandbuch, Rn. 124. 
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eine Meinung über den Betroffenen äußert, allerdings nicht weiß, ob diese 

nun wahr oder unwahr ist.32 

 

In den meisten Fällen wird bereits die Behauptung einer einzelnen unwah-

ren Tatsache ausreichen, um den Tatbestand des § 186 StGB zu erfüllen 

und so die Verbreitung von Gerüchten eine strafbare Handlung gegen den 

Betroffenen darstellen.33 

 

2.5.3 Nötigung (§ 240 StGB) 

Strafbar ist die Nötigung eines anderen zu einer Handlung, Duldung oder 

Unterlassung durch Gewalt oder Drohung mit einem empfindlichen Übel. 

 

Der Mobber erfüllt den Strafbestand der Nötigung, wenn er den Betroffe-

nen durch Gewalt oder Drohung mit einem empfindlichen Übel zu einer 

bestimmten Verhaltensweise zwingt. Dies ist oft der Fall, wenn das Mob-

bing durch den Vorgesetzten betrieben wird. In Mobbingfällen ist häufig 

die Drohung mit einem empfindlichen Übel vorzufinden. Das Übel ist dann 

empfindlich, wenn der in Aussicht gestellte Nachteil von einer Erheblich-

keit ist, dass seine Ankündigung geeignet erscheint, den Bedrohten im 

Sinne der Täterverlangens zu motivieren.34 

 

In Mobbingfällen wird meist mit arbeitsrechtlichen Sanktionen oder mit 

strafrechtlicher Verfolgung, z.B. der Anzeige wegen Veruntreuung, ge-

droht.35 Auch die Drohung mit dem Verbreiten von intimen Details aus 

dem Privatleben des Betroffenen ist häufig vorzufinden.36 

                                            
32 Vgl. Mühe, Mobbing am Arbeitsplatz, S. 175. 
33 Vgl. ebenda, S. 177. 
34 Vgl. ebenda, S. 184ff. 
35 Vgl. Brüssow/Petri, Arbeitsstrafrecht, Rn. 625. 
36 Vgl. Wolmerath, Mobbing-Rechtshandbuch, Rn. 111. 
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3. STALKING  

3.1 Begriffsbestimmung 

 

Der Begriff „Stalking“ bzw. „to stalk“ stammt ursprünglichen aus der engli-

schen Jägersprache.37 Ins Deutsche übertragen, bedeutet dies in etwa 

„Heranpirschen oder Heranschleichen an ein Wild“38, „in einer bedrohli-

chen Weise mit langsamen, stolzen Schritten gehen“, „sich schweigend 

und bedrohlich bewegen“39 oder schlicht „Pirschjagd“.40 

 

3.2 Definition 

 

Eine allgemein gültige Definition von Stalking gibt es weder in der Wissen-

schaft noch im juristischen Bereich. 

 

Die weitgehend akzeptierte Arbeitsdefinition des Begriffs „Stalking“ 

stammt von Mullen, Pathé, Purcell und Stuart:41 

“Stalking was defined as repeated (at least 10 times) and persistent 
(lasting for at least 4 weeks) unwelcome attempts to approach or 
communicate with the victim.” 

 

Stalking sind also wiederholte (mindestens zehnmal) und andauernde 

(mindestens vier Wochen lang), unerwünschte Versuche, sich dem Opfer 

zu nähern oder dieses zu kontaktieren. 

 

                                            
37 Vgl. Bettermann, Stalking – Möglichkeiten und Grenzen, S. 3; Voß/Hoffmann/Wondrak, 

Stalking in Deutschland, S. 9; Wolfgramm, Stalking, S. 59. 
38 Vgl. Löhr, Notwendigkeit eines Anti-Stalking-Strafbestandes, S. 28; Wolfgramm, Stal-

king, S. 59. 
39 Vgl. Bettermann, Stalking – Möglichkeiten und Grenzen, S. 3. 
40 Vgl. Voß/Hoffmann/Wondrak, Stalking in Deutschland, S. 9. 
41 Mullen u.a., Study of Stalkers, Am J Psychiatry 1999, S. 1245. 
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Hoffmann macht Stalking vom Vorhandensein von sechs Bestimmungs-

stücken abhängig:42 

„1. Wiederholte Handlungen der Kontaktaufnahme, Annäherung 
oder Belästigung; 
2. die sich über einen längeren Zeitraum erstrecken; 
3. und dabei die impliziten Regeln sozialer Interaktion überschrei-
ten; 
4. die sich auf eine spezifische Person richten; 
5. und die von dieser Zielperson zumindest teilweise wahrgenom-
men werden; 
6. und von ihr nur eingeschränkt oder gar nicht beeinflussbar sind.“ 

 

Allen Definitionen ist gemeinsam, dass sie Stalking als eine Konstellation 

von Verhaltensweisen definieren, die sich dadurch auszeichnen, dass sie 

auf die Beeinträchtigung des Verhaltens einer anderen Person abzielen, 

vom Betroffenen als unerwünscht oder belästigend empfunden werden 

und beim Betroffenen Angst, Sorge oder Panik auslösen.43 

 

3.3 Abgrenzung Mobbing und Stalking 

 

Mobbing und Stalking erscheinen zunächst nahezu deckungsgleich, da in 

beiden Fällen eine Person systematisch schikaniert wird. Zwar sind Situa-

tionen vorstellbar, in denen Mobbing und Stalking zusammentreffen, doch 

dürfte die Zahl gering sein.44 Mobbing bezieht sich v.a. auf den Arbeits-

platz des Betroffenen, Stalking ist v.a. im privaten Bereich vorzufinden. 

Hinzu kommt der Zeitfaktor: von Mobbing spricht man erst nach sechs 

Monaten, wenn man der Definition nach Leymann folgt, von Stalking 

spricht man bereits nach vier Wochen. Mobbing kann auch von mehreren 

Personen betriebenen werden, Stalking wird in der Regel nur von einer 

Person betrieben.45 Letztendlich unterscheidet sich in beiden Fällen auch 

die Motivation des Täters. Geht es dem Stalker v.a. darum, Kontakt zu 
                                            
42 Hoffmann, Stalking, S. 3. 
43 Vgl. Bettermann, Stalking – Möglichkeiten und Grenzen, S. 5. 
44 Vgl. Keller, Stalking und Opferhilfe, S. 20. 
45 Vgl. Bettermann, Stalking – Möglichkeiten und Grenzen, S. 6. 
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seinem Opfer zu suchen, geht es dem Mobber dahingegen darum, einen 

unliebsamen Kollegen persönlich anzugreifen.46 

 

3.4 Auswirkungen von Stalking 

 

Die Auswirkungen von Stalking auf das Opfer sind vielfältig. Zahlreiche 

psychische, physische und soziale Auswirkungen sind die Folge für die 

Betroffenen. 

 

Opfer von Stalking berichten im psychischen Bereich u.a. über Angst, ein 

Gefühl der inneren Unruhe, Depressionen, Panikattacken, Nervosität, 

Symptome einer posttraumatischen Belastungsstörung47 und über Suizid-

gedanken bzw. –versuche.48 

 

Physische Probleme stellen sich u.a. in Form von Schlafstörungen, Ma-

genschmerzen49, Drogen- und Alkoholmissbrauch oder Leistungsabfall im 

Beruf50 ein. 

 

Aber nicht nur gesundheitliche Probleme sind die Folgen von Stalking, 

sondern auch ein extremer Einfluss auf das soziale Leben und die Le-

bensgestaltung des Opfers ist zu beobachten. Infolge des Stalkings entwi-

ckeln die Personen u.a. ein Misstrauen gegen andere Personen, Kapseln 

sich von der Außenwelt ab und gelangen so in die soziale Isolation. Oft-

mals stellen sich auch Probleme in der aktuellen Beziehung ein, falls eine 

solche besteht.51 

                                            
46 Vgl. Löhe, Notwendigkeit eines Anti-Stalking-Strafbestandes, S. 58. 
47 Vgl. Mullen/MacKanzie, Assessing and Managing Risk in Stalking Situations, S. 52f; 

Voß/Hoffmann/Wondrak, Stalking in Deutschland, S. 58f. 
48 Vgl. Wondrak, Auswirkungen von Stalking, S. 22. 
49 Vgl. Voß/Hoffmann/Wondrak, Stalking in Deutschland, S. 58f. 
50 Vgl. Weiner/Haas, Opferrechte bei Stalking, S. 203. 
51 Vgl. Voß/Hoffmann/Wondrak, Stalking in Deutschland, S. 58f. 



Seite 17 
 

Ca. 25 Prozent der Opfer müssen aufgrund der Auswirkungen von Stal-

king krankgeschrieben werden.52 

 

Generell stellt sich heraus, dass die physische Verfolgung größere Aus-

wirkungen auf die Betroffenen hat als nur Stalking durch ständige Tele-

fonanrufe.53 

 

3.5 Stalking-Handlungen 

 

Nicht nur die Auswirkungen von Stalking sind vielfältig, sondern auch die 

Handlungen des Stalkers. 

 

Im Durchschnitt sind die Betroffenen den Stalking-Handlungen 28 Monate 

ausgesetzt. Die Untersuchungen von Voß, Hoffmann und Wondrak haben 

allerdings gezeigt, dass die Dauer des Stalkings im Einzelfall stark abwei-

chen kann. So wurden manche Opfer „nur“ einen Monat lang von einem 

Stalker belästigt, während eine andere Betroffene von einer Stalking-

Dauer von 30 Jahren berichtete.54 

 

Aufgrund der Vielzahl der Stalking-Handlungen, soll hier nur ein kleiner 

Einblick in die Fülle der Möglichkeiten gewährt werden, wie ein Stalker 

seinem Opfer zusetzen kann. Es werden die in der Untersuchung von 

Voß, Hoffmann und Wondrak am häufigsten festgestellten Handlungen 

dargelegt.55 

 

Die häufigste Form waren ständige Telefonanrufe. Nahezu jeder Betroffe-

ne machte Erfahrungen mit dieser Stalking-Handlung. Manche Betroffene 

berichteten von mehreren hundert Telefonanrufen an einem Tag. Die  
                                            
52 Vgl. ebenda, S. 60. 
53 Vgl. Weiner/Haas, Opferrechte bei Stalking, S. 193. 
54 Vgl. Voß/Hoffmann/Wondrak, Stalking in Deutschland, S. 141. 
55 Vgl. ebenda, S. 41ff. 
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Inhalte der Telefonanrufe konnten sich stark unterscheiden. Sie reichten 

von Liebesbekundungen über Inhalte sexueller Art bis hin zu Beschimp-

fungen und Drohungen. 

 

Bei rund zwei Dritteln versuchte der Stalker Kontakt zu seinem Opfer her-

zustellen, indem er sich vor der Wohnung des Opfers herumtrieb oder ver-

suchte, den Kontakt über Dritte herstellen zu lassen. 

 

39 Prozent berichteten von körperlichen Angriffen, wobei Anfassen und 

Festhalten des Opfers die häufigste Form von Gewaltanwendung waren. 

Immerhin 14 Prozent der Betroffenen wurden Opfer von körperlich sexuel-

len Belästigungen bzw. Angriffen. Mehr als die Hälfte erlebte auch, dass 

der Stalker Gewalt gegen das Eigentum des Opfers anwendete und so 

z.B. die Autoreifen zerstach oder die Fenster des Autos einschlug. 

 

Mehr als zwei Drittel der Betroffenen erfuhren durch den Stalker eine Ruf-

schädigung, wobei diese v.a. im privaten Bereich stattfand. 

 

Insgesamt kann man die Stalking-Handlungen in zwei Gruppen einord-

nen:56 

• Nähe – Distanz 

1. Hyperintimität (sog. Werbungsverhalten, z.B. Liebesbekundungen, 

Telefonate) 

2. Verfolgung (z.B. Auflauern vor der Wohnung) 

3. Eindringen (z.B. Einbruch in die Wohnung, Telefonterror) 

• Macht – Kontrolle 

4. Einschüchterung (z.B. Belästigung, Drohungen) 

5. Gewalt (z.B. körperliche Angriffe, sexuelle Übergriffe) 

 

Aufgrund der gewählten Handlungen des Stalkers lässt sich Stalking in 

zwei Komplexe unterteilen: mildes Stalking und schweres Stalking. Mildes 

                                            
56 Vgl. Keller, Stalking und Opferhilfe, S. 19. 
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Stalking liegt vor, wenn Handlungen wie unerwünschte Kommunikation, 

Beobachten des Opfers oder unerwünschtes Zusenden von Gegenstän-

den gegeben sind. Zum Bereich des schweren Stalkings gehören explizite 

Beschimpfungen oder Beleidigungen, Gewaltandrohungen oder körperli-

che (sexuelle) Übergriffe.57 

 

3.6 Strafrechtliche Beurteilung von Stalking 

 

Mit dem Gesetz zur Strafbarkeit beharrlicher Nachstellung vom 

22.03.2007 wurde für das deutsche Strafrecht ein Straftatbestand gegen 

Stalking geschaffen. Vor der Einführung des Straftatbestands konnte ein 

Stalker nur wegen Einzeltaten und nicht wegen der Gesamttat des Stal-

kings bestraft werden. 

 

Gem. § 238 Abs. 1 StGB macht sich strafbar, wer einem Menschen unbe-

fugt nachstellt, indem er beharrlich seine räumliche Nähe aufsucht (Nr. 1), 

unter Verwendung von Telekommunikationsmitteln oder sonstigen Mitteln 

der Kommunikation oder über Dritte Kontakt zu ihm herzustellen versucht 

(Nr.2), unter missbräuchlicher Verwendung von dessen personenbezoge-

nen Daten Bestellungen von Waren oder Dienstleistungen für ihn aufgibt 

oder Dritte veranlasst, mit diesem Kontakt aufzunehmen (Nr. 3), ihn mit 

der Verletzung von Leben, körperlicher Unversehrtheit, Gesundheit oder 

Freiheit seiner selbst oder einer ihm nahe stehenden Person bedroht 

(Nr.4) oder eine andere vergleichbare Handlung vornimmt (Nr. 5) und da-

durch seine Lebensgestaltung schwerwiegend beeinträchtigt. Strafver-

schärfend wirkt sich gem. Abs. 2 und 3 aus, wenn der Täter das Opfer, 

einen Angehörigen des Opfers oder eine andere dem Opfer nahe stehen-

de Person durch die Tat in die Gefahr des Todes oder einer schweren 

Gesundheitsschädigung bringt oder durch die Tat den Tod des Opfers, 

                                            
57 Vgl. ebenda, S. 27. 
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eines Angehörigen des Opfers oder einer anderen dem Opfer nahe ste-

henden Person verursacht. 

 

Die Vorschrift soll den individuellen Lebensbereich58 bzw. den individuel-

len Rechtsfrieden des Opfers59 schützen. 

 

Strafbar ist nach § 238 StGB das unbefugte, beharrliche Nachstellen einer 

Person, wenn dies zu schweren Beeinträchtigungen in der Lebensgestal-

tung des Opfers führt. Der deutsche Begriff „Nachstellung“ ist als Synonym 

für den englischsprachigen Begriff „Stalking“ zu verstehen.60 

 

Der Täter muss beharrlich vorgehen. Nach Mitsch haftet diesem Begriff 

ein beträchtliches Maß an Unbestimmtheit an. Sicher sei nur, dass eine 

einmalige Begehung nicht ausreiche, um das Tatbestandsmerkmal be-

harrlich zu erfüllen.61 Die Gesetzesbegründung beschreibt den Begriff 

„beharrlich“ als ein wiederholtes Handeln oder andauerndes Verhalten. 

Beharrlichkeit sei allerdings nicht bereits bei bloßer Wiederholung gege-

ben, sondern es müsse bei Tatbegehung eine besondere Hartnäckigkeit 

und gesteigerte Gleichgültigkeit gegenüber dem gesetzlichen Verbot aus-

gedrückt werden.62 

 

Unbefugt handelt der Täter, wenn er keine Befugnis aus öffentlich-

rechtlichen Vorschriften, aus zivilrechtlichen Ansprüchen oder aus Vertrag 

für sein Verhalten ableiten kann. 

 

 

                                            
58 Vgl. Fischer, Strafgesetzbuch, § 238 Rn. 2. 
59 Vgl. Mitsch, Der neue Stalking-Tatbestand, NJW 2007, S. 1238. 
60 BT-Drucks. 16/575, S. 7. 
61 Vgl. Mitsch, Der neue Stalking-Tatbestand, NJW 2007, S. 1240. 
62 BT-Drucks. 16/575, S. 7. 
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Der Auffangtatbestand in Abs. 1 Nr. 5 wurde unterschiedlich bewertet. Auf 

der einen Seite wird dies begrüßt, da die Vielfältigkeit der Stalking-

Handlungen nicht in einer abschließenden Aufzählung erfasst werden 

könne63, auf der anderen Seite wird bemängelt, dass dieser Auffangtatbe-

stand nicht dem verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebot genügen 

würde und die Tatbestände in Nr. 1 bis 4 ausreichend seien.64 Aufgrund 

der Vielzahl der möglichen Stalking-Handlung erscheint es allerdings als 

angebracht, einen Auffangtatbestand in die Gesetzesnorm aufzunehmen. 

Da sich ähnliche Auffangtatbestände in anderen Gesetzesnormen wieder-

finden (§§ 315 Abs. 1 Nr. 4, 315b Abs. 1 Nr. 3), können auch die Beden-

ken wegen eines Verstoßes gegen das Bestimmtheitsgebot als unberech-

tigt angesehen werden. 

 

Problematisch erscheint auch die Ausgestaltung des § 238 StGB als An-

tragsdelikt. Gem. Abs. 4 werden Fälle des Abs. 1 nur auf Antrag erfolgt, es 

sei denn, es besteht ein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung des 

Täters. Das Opfer von Stalking muss einen Antrag auf Verfolgung beim 

zuständigen Amtsgericht stellen, um eine mögliche Ahnung der Straftat zu 

bewirken. Nach Buettner stellt dies keinen effektiven Schutz für die Opfer 

dar, da diese selbst die Ahndung betreiben müssen und vielen Opfer die 

notwendige Kraft und das notwendige Wissen für ein solches Verfahren 

fehle. Auch würden viele befürchten, nicht genügend Beweise vorlegen zu 

können, damit ein Strafverfahren eingeleitet werde, und sie so dem Täter 

noch eine weitere Genugtuung verschaffen, ihn am Ende gar in seinem 

Verhalten bestärken.65 Mitsch dagegen hält die Ausgestaltung als An-

tragsdelikt für sinnvoll, da es dem Opfer ermögliche, selbst zu entschei-

den, ob der Täter bestraft werden solle. So gebe man auch die Gelegen-

heit für eine Aussöhnung zwischen Täter und Opfer, wonach häufig keine 

                                            
63 Vgl. Jurtela, Häusliche Gewalt und Stalking, S. 272; Löhr, Notwendigkeit eines Anti-

Stalking-Strafbestandes, S. 370. 
64 Vgl. Mitsch, Der neue Stalking-Tatbestand, NJW 2007, S. 1239. 
65 Vgl. Buettner, Stalking als Straftatbestand, ZRP 4/2008, S. 125ff. 
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Bestrafung mehr erwünscht sei.66 In dieser Hinsicht ist der Meinung von 

Mitsch, die auch von der Bundesregierung in der Gesetzesbegründung 

beschrieben wird67, zu widersprechen. Eine Einigung zwischen Täter und 

Opfer in einem Stalking-Fall wird in den seltensten Fällen erfolgen. Ein 

solcher Aussöhnungsversuch würde in den meisten Fällen gravierende 

Folgen haben: Der Stalker sähe sich in seinem Handeln bestätigt, da er 

hierdurch zu seinem Ziel gelangt ist, nämlich den Kontakt zu seinem Opfer 

zu intensivieren und ihm nahezukommen. Sollte es dennoch zu einer Ver-

söhnung von Opfer und Täter kommen, hätte die Staatsanwaltschaft noch 

immer die Möglichkeit, das Verfahren gem. § 170 Abs. 2 StPO einzustel-

len. Eine Ausgestaltung des § 238 StGB als Offizialdelikts wäre für den 

Schutz des Opfer sinnvoller gewesen. 

 

                                            
66 Vgl. Mitsch, Der neue Stalking-Tatbestand, NJW 2007, S. 1241. 
67 BT-Drucks. 16/575, S. 8. 
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4. DAS OPFERENTSCHÄDIGUNGSGESETZ 

 

Das OEG wurde am 15.05.1976 verkündet und trat am 16.05.1976 in 

Kraft. Seitdem regelt es die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten. Die 

letzte große Änderung fand 2009 mit dem 3. OEG-ÄndG statt. 

 

4.1 Rechtsgrund der Entschädigung für Opfer von Gew alttaten 

 

Das OEG ist Teil des Sozialen Entschädigungsrecht. Die gesetzliche 

Grundlage für das Soziale Entschädigungsrecht findet sich in § 5 SGB I. 

Hiernach hat ein Recht auf die notwendigen Maßnahmen zur Erhaltung, 

zur Besserung und zur Wiederherstellung der Gesundheit und der Leis-

tungsfähigkeit und angemessene wirtschaftliche Versorgung, wer einen 

Gesundheitsschaden erleidet, für dessen Folgen die staatliche Gemein-

schaft in Abgeltung eines besonderen Opfers oder aus anderen Gründen 

nach versorgungsrechtlichen Grundsätzen einsteht. 

 

Das OEG ist hierbei der zweiten Alternative des § 5 SGB I zuzuordnen. 

Für die Opfer von Gewalten steht die staatliche Gemeinschaft aus ande-

ren Gründen nach versorgungsrechtlichen Grundsätzen ein. 

 

Für die Begründung zur Existenz des OEG und um welchen anderen 

Grund im Sinne des § 5 SGB I es sich hierbei handelt, gibt es mehrere 

Erklärungen in der Literatur. 

 

Eine hiervon ist die sogenannte Vertragsbruchtheorie. Der Staat hat ein 

Monopol für die Verbrechensbekämpfung und ist daher für den Schutz 

seiner Bürger vor Schädigung durch kriminelle Handlungen, insbesondere 

durch Gewalttaten, verantwortlich.68 Es besteht sozusagen ein Garantie-

                                            
68 BSG, 07.11.1979, Az: 9 RVg 2/78, juris; BSG, 24.04.1980, Az: 9 RVg 1/79, juris. 
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vertrag zwischen dem Staat und seinen Bürgern, der immer dann gebro-

chen wird, wenn ein Bürger Opfer einer kriminellen Handlung wird. Für 

diesen „Vertragsbruch“ muss die staatliche Gemeinschaft aufkommen, 

wenn das Opfer der kriminellen Handlung gesundheitliche Schäden da-

durch davonträgt.69 

 

Eine weitere Theorie ist die „Befriedigungsvereitelung durch den Staat“. 

Diese beinhaltet die Annahme einer Privilegierung des staatlichen Straf-

anspruchs vor dem privatrechtlichen Schadensersatzanspruch, was dazu 

führe, dass das Opfer weder durch eine Freiheitsstrafe noch durch eine 

Geldstrafe für den Täter Befriedigung erlangen würde. Deswegen müsse 

das Opfer durch den Staat Befriedigung in Form einer Entschädigung 

nach dem OEG bekommen.70 

 

Die herrschende Meinung vertritt allerdings die Vertragsbruchtheorie. Der 

Rechtsgrund für die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten liege im 

Versagen des Staates bei der Verbrechensbekämpfung.71 

 

4.2 Zielbestimmung des Opferentschädigungsgesetz 

 

Opfer von Gewalttaten erhalten oft keinen ausreichenden Schadenser-

satz, da Täter oft nicht ermittelt werden oder diese gar mittelos und damit 

zahlungsunfähig sind.72 

 

Aufgabe des Staates und der Solidargemeinschaft ist es deswegen, für 

die soziale Sicherung derer zu sorgen, die durch Gewalttaten schwere 

                                            
69 Vgl. Heinz, OEG, Teil A Rn. 18. 
70 Vgl. ebenda 
71 Vgl. u.a. Sailer, in: Wilke, Soziales Entschädigungsrecht, § 1 OEG Rn. 1; Klie, OEG 

und soziale Arbeit, S. 15; Heinz, Gewaltopferentschädigung und soziale Arbeit, S. 11; 

Haupt u.a., Handbuch Opferschutz und Opferhilfe, Rn. 339; Kunz/Zellner, OEG, S. 13. 
72 Vgl. Kunz/Zellner, OEG, S. 13. 
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Nachteile erlitten haben. Dasselbe gilt auch für die Hinterbliebenen, die 

ihren Ernährer durch eine Gewalttat verloren haben. Es muss ein gesell-

schaftliches und soziales Absinken verhindert werden. Wegen der beson-

deren Verantwortung des Staates kann auch nicht auf die Sozialhilfe ver-

wiesen werden.73 Dieser Grundgedanke wird vom Grundsatz der allge-

meinen staatlichen Fürsorgepflicht getragen, der Teil des Sozialstaats-

prinzips in Art. 20, 28 GG ist.74 

 

Das vorrangige Ziel des OEG ist also die vollständige wirtschaftliche Si-

cherung der Opfer von Gewalttaten, wenn diese durch eine Gewalttat Ge-

sundheit und Arbeitskraft verloren haben. 

 

4.3 Anspruch auf Versorgung gem. § 1 Abs. 1 OEG 

 

Wer im Geltungsbereich des OEG oder auf einem deutschen Schiff oder 

Luftfahrzeug infolge eines vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriffs 

gegen seine oder eine andere Person oder durch dessen rechtmäßige 

Abwehr eine gesundheitliche Schädigung erlitten hat, erhält nach § 1 Abs. 

1 OEG wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen auf An-

trag Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des BVG. 

 

Diese Vorschrift regelt den territorialen Geltungsbereich75 und begrenzt 

den Umfang der anspruchsauslösenden Delikte. 

 

                                            
73 Vgl. Heinz, OEG, Teil A Rn. 32f. 
74 Vgl. Weiner, in: Kunz/Zellner, OEG, § 1 Rn. 1. 
75 Zwar wurde mit dem 3. OEG-ÄndG eine Anspruchsgrundlage für die Opfer von Gewalt-

taten im Ausland geschaffen, doch wurde hierbei mit § 3a OEG eine eigene Anspruchs-

grundlage eingefügt, sodass sich der territoriale Geltungsbereich des § 1 Abs. 1 OEG 

auch weiterhin nur auf das Bundesgebiet erstreckt. 
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4.3.1 Persönlicher Geltungsbereich 

Der gesetzliche Wortlaut „wer“ in § 1 Abs. 1 OEG setzt für einen Entschä-

digungsanspruch eine natürliche, rechtsfähige Person voraus.76 Nach 

deutschem Recht beginnt die Rechtsfähigkeit einer Person mit Vollendung 

der Geburt (§ 1 BGB). 

 

Nach dem Gesetzeswortlaut hätte der „nasciturus“, die gezeugte, noch 

ungeborene Leibesfrucht, keinen Entschädigungsanspruch nach dem 

OEG. Über die Rechtsfähigkeit des „nasciturus“ gibt es speziell für das 

OEG keine Rechtsprechung durch das BSG.77 Es ist allerdings allgemein 

anerkannt, in solchen Fällen die Rechtsprechung des BSG für das BVG 

auf das OEG anzuwenden. Hiernach besteht auch ein Anspruch auf Ver-

sorgung für solche Gesundheitsstörungen, die auf Schädigungen vor der 

Geburt – unmittelbare Kriegseinwirkungen auf die Leibesfrucht – zurück-

zuführen sind. Auch der „nondum conceptus“, das Kind, das erst nach 

dem schädigenden Ereignis, von dem die Mutter betroffen war, gezeugt 

worden ist und das nur deshalb krank zur Welt kommt, weil sich die Schä-

digungsfolge der Mutter, die der Mutter nicht bekannt war, auf das Kind im 

Mutterleib übertragen hat, hat Anspruch auf Versorgung.78 Das ungebore-

ne Leben ist damit auch im persönlichen Geltungsbereich des § 1 Abs. 1 

OEG enthalten. 

 

Mittelbar Geschädigte – sog. Schockschaden – können Ansprüche nach 

dem OEG haben. Das BSG hat einer Mutter Entschädigung zugespro-

chen, die einen Schock und hierdurch eine psychische Gesundheitsstö-

rung erlitten hatte, nachdem ihr die Mitteilung über die Ermordung ihrer 

einzigen Tochter überbracht worden war.79 Damit eine mögliche  

                                            
76 Vgl. Weiner, in: Kunz/Zellner, OEG, § 1 Rn. 3. 
77 Vgl. Heinz, OEG, Teil C § 1 OEG Rn. 30. 
78 BSG, Heinz, OEG-Rechtsprechung, S. 23 (23); BSG, Heinz, OEG-Rechtsprechung, S. 

24 (24f). 
79 BSG, 07.11.1979, Az: 9 RVg 1/78, juris. 
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Entschädigung für mittelbar Geschädigte nicht ins Uferlose ausartet, hat 

das BMAS zum Thema Schockschaden ausgeführt, dass zunächst eine 

nicht nur vorübergehende psychische Störung von Krankheitswert vorlie-

gen muss und dass – unabhängig von der Beziehung von Opfer und mit-

telbar Geschädigtem – ein Anspruch nach dem OEG bestehen kann, 

wenn der unmittelbar Geschädigte Zeuge einer vorsätzlichen, schweren 

Tat wird. Dritte, die nicht Tatzeuge waren, aber durch Auffinden des Getö-

teten oder Verletzten bzw. durch Überbringung der Nachricht des Todes 

oder der Verletzung einen Schockschaden erleiden, haben nur dann einen 

Anspruch auf Versorgung, wenn zwischen ihnen und dem Opfer eine be-

sondere emotionale Beziehung besteht.80 

 

4.3.2 Räumlicher und zeitlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des § 1 Abs. 1 OEG ergibt sich aus dem 

Gesetzeswortlaut. Entschädigungsfähig sind nur Gesundheitsstörungen, 

die infolge einer gesundheitlichen Schädigung durch einen vorsätzlichen, 

rechtswidrigen tätlichen Angriff im Geltungsbereich des Gesetzes, also im 

Bundesgebiet, oder auf einem deutschen Schiff oder Luftfahrzeug, ent-

standen sind. 

 

Der zeitliche Geltungsbereich richtet sich nach §§ 10f OEG. Grundsätzlich 

werden nur Gewalttaten, die nach Inkrafttreten des Gesetzes begangen 

wurden, entschädigt. § 10a regelt Härtefälle, in denen eine Entschädigung 

vor Inkrafttreten des OEG möglich ist. Allerdings darf sich die Gewalttat 

nicht vor dem 23.05.1949 ereignet haben. 

 

4.3.3 Der tätliche Angriff 

Der tätliche Angriff ist der zentrale Begriff in § 1 Abs. 1 OEG. Unter einem 

tätlichen Angriff versteht man im Sinne des OEG eine in feindlicher 

                                            
80 Vgl. BMAS, Rundschreiben, S. 1f. 
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Willensrichtung unmittelbar auf den Körper eines anderen Menschen zie-

lende Einwirkung, ohne dass es auf den Erfolg ankommt. In der Regel 

liegt ein tätlicher Angriff bei Erfüllung des Tatbestandes einer versuchten 

oder vollendeten Straftat gegen das Leben oder die körperliche Unver-

sehrtheit vor.81 Heinz spricht deswegen auch von einem „unmittelbar kör-

perlich wirkenden Rechtsbruch“.82 

 

Das Tatbestandsmerkmal des tätlichen Angriffs soll deutlich machen, dass 

z.B. keine Neckereien, unbewusste Handlungen, sozialadäquate Berüh-

rungen auf Volksfesten oder Rangeleien unter Vorschülern entschädi-

gungsfähig sind.83 

 

Für das Vorliegen eines tätlichen Angriffs ist die Rechtsfeindlichkeit und 

nicht das aggressive Vorgehen bei der Tat maßgebend.84 So ist auch der 

gewaltlose Missbrauch von Kindern ein tätlicher Angriff im Sinne des § 1 

Abs. 1 OEG. 

 

Ein tätlicher Angriff liegt nicht nur bei der physischen Kraftentfaltung, son-

dern auch bei Gewaltentfaltung vor, die darauf gerichtet ist, den Wider-

stand zu brechen und die Willensfreiheit zu beeinträchtigen. Der Körper 

des Angegriffenen braucht nicht berührt zu werden.85 

 

Zu den Fällen, in denen keine physische Kraftentfaltung auf den Körper 

des anderen ausgeübt werden muss, gehören u.a. auch Verletzungen, die 

man sich auf der Flucht vor dem Angreifer zuzieht,86 und Schreckschüsse 

                                            
81 Vgl. Sailer, in: Wilke, Soziales Entschädigungsrecht, § 1 OEG Rn. 6; Weiner, in: 

Kunz/Zellner, OEG, § 1 Rn. 11. 
82 Vgl. Heinz, Stalking, VersVerw 2/2007, S. 39. 
83 Vgl. Weiner, in: Kunz/Zellner, OEG, § 1 Rn. 12. 
84 BSG, NJW 1996, S. 1620 (1621). 
85 Vgl. Sailer, in: Wilke, Soziales Entschädigungsrecht, § 1 OEG Rn. 6. 
86 Vgl. Heinz, OEG, Teil C § 1 OEG Rn. 64. 
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oder die Bedrohung mit einer geladenen Waffe.87 Durch Unterlassen kann 

das Tatbestandsmerkmal des tätlichen Angriffs auch erfüllt werden, wenn 

eine Garantenstellung besteht.88 Eine Freiheitsberaubung kann nach 

Rechtsprechung des BSG auch einen tätlichen Angriff darstellen. Dies sei 

bei Anwendung von körperlicher Gewalt immer der Fall. Ob ein tätlicher 

Angriff auch dann vorliegt, wenn keine körperliche Gewalt vorliegt, son-

dern nur ein Einsperren oder Blockieren der Fluchtmöglichkeiten erfolgt, 

hat das BSG bislang offengelassen.89 

 

4.3.4 Vorsatz 

Nach § 1 Abs. 1 OEG muss der tätliche Angriff vorsätzlich begangen wor-

den sein. 

 

Unter Vorsatz versteht man das Wissen und Wollen der Tatbestandsver-

wirklichung bei Begehung der Tat. Ein bedingter Vorsatz reicht aus, um 

die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 OEG zu erfüllen.90 

 

Eine fahrlässige Begehung der Gewalttat führt zur Versagung der Versor-

gung nach dem OEG.91 

 

Der Vorsatz muss sich nur auf den tätlichen Angriff beziehen. Die gesund-

heitliche Schädigung und die möglich daraus resultierenden Gesundheits-

störungen müssen weder gewusst noch gewollt werden. Auch ist es nicht 

notwendig, dass der Täter schuldhaft im Sinne des Strafrechts handelt.92 

                                            
87 Vgl. Gelhausen, Soziales Entschädigungsrecht, Rn. 557. 
88 Vgl. Weiner, in: Kunz/Zellner, OEG, § 1 Rn. 22. 
89 BSG, 30.11.2006, Az: B 9a VG 4/05 R, juris. 
90 Vgl. Sailer, in: Wilke, Soziales Entschädigungsrecht, § 1 OEG Rn. 7. 
91 Vgl. Klie, OEG und soziale Arbeit, S. 21. 
92 Vgl. Gelhausen, Soziales Entschädigungsrecht, Rn. 566; Heinz, OEG, Teil C § 1 OEG 

Rn. 122ff; Weiner, in: Kunz/Zellner, OEG, § 1 Rn. 22ff. 
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So kann auch ein schuldunfähiges Kind einen tätlichen Angriff vorsätzlich 

begehen. 

 

4.3.5 Rechtswidrigkeit 

Der tätliche Angriff muss nicht nur vorsätzlich begangen werden, sondern 

auch noch rechtswidrig sein. Die Rechtswidrigkeit wird durch die Tatbe-

standsmäßigkeit einer Straftat indiziert.93 Nur wenn Rechtfertigungsgründe 

vorliegen, ist der tätliche Angriff nicht rechtswidrig erfolgt. 

 

4.4 Sondertatbestände des § 1 Abs. 2 OEG 

 

Gem. § 1 Abs. 2 OEG stehen einem tätlichen Angriff im Sinne des Absat-

zes 1 die vorsätzliche Beibringung von Gift (Nr. 1) und die wenigstens 

fahrlässige Herbeiführung einer Gefahr für Leib und Leben eines anderen 

durch ein mit gemeingefährlichen Mitteln begangenes Verbrechen (Nr. 2) 

gleich. 

 

Hierbei handelt es sich um Straftaten, die im Allgemeinen als Gewalttaten 

angesehen werden, wobei die Beibringung von Gift nach der heutigen 

Rechtsprechung auch unter Abs. 1 subsumiert werden könnte und dieser 

Sondertatbestand überflüssig geworden ist.94 

 

Die Beibringung des Giftes muss vorsätzlich erfolgt sein. Der Täter muss 

nur das Wissen und Wollen besitzen, dass der beigebrachte Stoff die Ge-

sundheit des Opfers schädigen kann.95 

 

§ 1 Abs. 2 Nr. 1 OEG ist der einzige Tatbestand des OEG, der fahrlässig 

begangen werden kann und dennoch einen Versorgungsanspruch nach 
                                            
93 Vgl. Heinz, OEG, Teil C § 1 OEG Rn. 133; Weiner, in: Kunz/Zellner, OEG, § 1 Rn. 30. 
94 Vgl. Heinz, OEG, Teil C § 1 OEG Rn. 171; Weiner, in: Kunz/Zellner, OEG, § 1 Rn. 58. 
95 Vgl. Sailer, in: Wilke, Soziales Entschädigungsrecht, § 1 OEG Rn. 15. 
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dem OEG begründet. Ein gemeingefährliches Mittel liegt dann vor, wenn 

der Täter ein Mittel für die Begehung der Tat einsetzt, das in der konkreten 

Tatsituation eine Mehrzahl von Menschen an Leib und Leben gefährden 

kann, weil er die Ausdehnung der Gefahr nicht in seiner Gewalt hat.96 Hie-

runter fallen beispielsweise das Legen eines Feuers oder das Deponieren 

einer Bombe. 

 

                                            
96 BGH, NStZ 2006, S. 167 (168). 
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5. VERSUCH DER SUBSUMTION VON MOBBING UND STALKING UN-

TER DIE ANSPRUCHSNORM DES § 1 ABS. 1 OEG 

 

Seit Einführung des OEG im Jahr 1976 haben sich die Lebenssachverhal-

te, die den Anträgen auf Leistungen nach dem OEG zugrunde liegen, ver-

ändert. Das Spektrum hat sich erweitert. 

 

Neue Lebenssachverhalte, an die der Gesetzgeber bei der Verabschie-

dung des Gesetzes noch nicht gedacht hat, treten auf. Viele davon lassen 

sich nicht ohne Weiteres unter die Tatbestandsmerkmale des OEG sub-

sumieren.97 Hierzu gehören auch die Phänomene Mobbing und Stalking. 

 

5.1 Mobbing 

 

Das in der Gesellschaft weitverbreitete Phänomen Mobbing hat die Frage 

aufgeworfen, ob für die Betroffenen ein Anspruch nach dem OEG beste-

hen könnte. Es ist auch in Zukunft vermehrt mit Antragsstellungen von 

Betroffenen von Mobbing zu rechnen. 98 

 

Es ist v.a. zu prüfen, ob es sich bei Mobbing um einen tätlichen Angriff 

handelt. 

 

5.1.1 Vorsatz 

Die Tatbestandsvoraussetzung des Vorsatzes wird erfüllt. Die Mobber 

wissen und wollen den Betroffenen mit den Mobbing-Handlungen schika-

nieren. Es ist undenkbar, dass Mobbing fahrlässig oder gar versehentlich 

betrieben wird.99 
                                            
97 Vgl. Heinz, Mobbing, ZfS 3/2000, S. 65. 
98 Vgl. Ungewitter, OEG und Gewaltentwicklung, VersVerw 3/2003, S. 40. 
99 Vgl. Heinz, Mobbing, ZfS 3/2000, S. 68. 
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Der Vorsatz ist auch hinsichtlich der gesundheitlichen Schädigung im Sin-

ne des Hervorrufens oder Steigerns eines pathologischen Zustandes vor-

handen.100 Die Mobber wollen den Betroffenen schädigen und hören damit 

auch in der Regel nicht auf, wenn sich ernsthafte Folgen einstellen. Sie 

nehmen die gesundheitlichen Schäden des Betroffenen bewusst in Kauf. 

 

Das Tatbestandsmerkmal des Vorsatzes ist somit erfüllt. 

 

5.1.2 Rechtswidrigkeit 

Es gilt der Rechtsgrundsatz, dass die Rechtswidrigkeit durch die Tatbe-

standsmäßigkeit indiziert wird. Rechtswidrigkeit liegt nur dann nicht vor, 

wenn ein Rechtfertigungsgrund ersichtlich ist. 

 

Teilweise wird die Meinung vertreten, dass Mobbing den Rechtfertigungs-

gründen des „erlaubten Risikos“ oder der Sozialadäquanz unterliegt. Der 

Rechtfertigungsgrund des „erlaubten Risikos“ wurde für Fälle entwickelt, in 

denen jemand andere Personen z.B. mit Grippe ansteckt. Dies lässt sich 

aber nicht mit den Auswirkungen von Mobbing vergleichen. Dieser Recht-

fertigungsgrund liegt also nicht vor. 101 

 

Mobbing kann auch nicht sozialadäquat sein.102 Das Brechen eines Men-

schen durch dauerhafte und gezielte Schikane kann niemals sozialadä-

quat und damit erlaubt sein.103 

 

Das Tatbestandsmerkmal der Rechtswidrigkeit ist somit auch erfüllt. 

 

                                            
100 Vgl. ebenda. 
101 Vgl. ebenda. 
102 Vgl. Wolmerath, Mobbing-Rechtshandbuch, Rn. 100. 
103 Vgl. Heinz, Mobbing, ZfS 3/2000, S. 68. 
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5.1.3 Tätlicher Angriff 

Bereits beim Blick auf die Überschrift des OEG – Gesetz über die Ent-

schädigung für Opfer von Gewalttaten – stellt sich die Frage, ob es sich 

beim Phänomen Mobbing überhaupt um eine Gewalttat handelt. 

 

Der tätliche Angriff im Sinne des OEG stellt eine unmittelbar auf den Kör-

per eines Menschen zielende feindliche Einwirkung dar, bei der es nicht 

zu einer Körperberührung kommen muss. Ein tätlicher Angriff liegt aber 

auch bereits beim Abgeben von Schreckschüssen oder bei Freiheitsbe-

raubung vor. Daher scheint es im Rahmen des Möglichen zu liegen, dass 

Mobbing einen tätlichen Angriff im Sinne des Gesetzes darstellt. Immerhin 

hat die Rechtsprechung keine allzu hohen Ansprüche, was die Anwen-

dung roher Gewalt betrifft.104 

 

Für das Vorliegen eines tätlichen Angriffs im Sinne des OEG müssen nach 

ständiger Rechtsprechung zwei Voraussetzungen vorliegen: Die Bege-

hung einer strafbaren Handlung und die auf den Körper zielende Einwir-

kung.105 

 

Nach Auffassung von Heinz ist der körperliche Bezug zu bejahen.106 Er 

stützt sich auf das Urteil des BGH, wonach Telefonterror den Tatbestand 

der Körperverletzung (§ 223 StGB) erfüllen kann: Der BGH sieht den Tat-

bestand verwirklicht, da Telefonterror psychische Beeinträchtigungen be-

wirken kann, die ausreichen, den Körper im weitesten Sinne „in einen pa-

thologischen, somatisch objektivierbaren Zustand, v.a. nervlicher Art zu 

versetzen.“ Dazu gehören auch Zittern, Schlafstörungen und Angstzu-

stände.107 

 

                                            
104 Vgl. ebenda. 
105 Vgl. Heinz, OEG, Teil C § 1 OEG Rn. 85f. 
106 Vgl. Heinz, Mobbing, ZfS 3/2000, S. 69. 
107 BGH, NJW 1996, S. 1068 (1069). 
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Allerdings sieht er in der strafbaren Handlung die Problematik, Mobbing 

unter den Begriff des tätlichen Angriffs zu subsumieren. Mobbing ist eine 

Kette von Handlungen, die erst in ihrer Gesamtheit zu gesundheitlichen 

Störungen führt.108 Die Einzelhandlung allein würde zu keinen Folgen füh-

ren, doch reihen sich diese immer weiter aneinander, so entstehen letzt-

endlich doch gravierende Folgen. Das deutsche Recht knüpfe nur an Ein-

zelhandlungen an. So müsse jede Mobbing-Handlung für sich allein be-

trachtet überprüft werden, ob sie einen tätlichen Angriff im Sinne des OEG 

darstellt. Da der Großteil der Handlungen keine strafbare Handlung dar-

stellt, kann Mobbing auch nicht unter den Tatbestand des tätlichen An-

griffs subsumiert werden, auch wenn Mobbing insgesamt als rechtswidrige 

Tat einzuschätzen ist.109 Beim Phänomen Mobbing stößt das OEG an sei-

ne Grenzen. Wenn der Gesetzgeber eine Entschädigung nach dem OEG 

wolle, so Heinz, müsse eine Gesetzesänderung erfolgen.110 

 

Coseriu vertritt die Auffassung, dass das OEG nicht nur an Einzelhand-

lungen anknüpft. Er stützt seine Meinung auf die AHP, wonach die Ursa-

che, die zur Gesundheitsschädigung führt, zeitlich nicht eng begrenzt zu 

sein braucht. Vielmehr könnten hiernach auch dauernde oder wiederkeh-

rende kleinere äußere Einwirkungen in ihrer Gesamtheit eine Gesund-

heitsstörung verursachen. Daraus sei zu schließen, dass der Angriff, der 

ursächlich für den Gesundheitsschaden sein muss, selbst aus vielen Ein-

zelhandlungen zusammengesetzt sein kann und damit in seiner Gesamt-

heit zu sehen ist.111 

 

In der Rechtsprechung gab es bislang einen Fall, in dem ein Opfer Leis-

tungen nach dem OEG auf dem Rechtsweg geltend machen wollte. 

 

                                            
108 Vgl. Heinz, Mobbing, ZfS 3/2000, S. 69. 
109 Vgl. ebenda. 
110 Vgl. Heinz, Gewaltopferentschädigung und soziale Arbeit, S. 26. 
111 Vgl. Coseriu, Mobbingrechtsschutz und Sozialrecht, Rn. 31. 
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Bei diesem Fall war der Betroffene Beleidigungen und öffentlicher Kritik an 

seiner Leistung und seiner Person ausgesetzt. Einmalig wurde er mit dem 

Fuß ins Gesäß getreten. 

 

Bejaht Heinz noch den körperlichen Bezug von Mobbing, so führt das LSG 

Baden-Württemberg aus, dass nicht jede vom Betroffenen als provozie-

rend empfundene Kritik an seiner Tätigkeit oder Person einen tätlichen 

Angriff auf seinen Körper darstellt. Dasselbe gelte auch für rechtswidrige 

Handlungen an der Person des Betroffenen. Das LSG schließt sich den 

Ausführungen von Heinz bezüglich der Kette von Handlungen an, die bei 

Mobbing vorliegen. Ein Gesamtprozess mit überwiegend vielen „tausend 

Nadelstichen“ könne nicht einen tätlichen Angriff im Sinne des § 1 Abs. 1 

OEG darstellen, da immer die Einzelhandlung gesondert für sich betrach-

tet werden muss. Das Urteil lässt aber offen, ob ein tätlicher Angriff bejaht 

werden könnte, wenn die Beleidigungen durch ständigen Telefonterror 

erfolgt wären. In diesem Fall müsste ggf. anders entschieden werden.112 

 

Auch das BSG verneinte den Anspruch auf Leistungen nach dem OEG. 

Das Gesetz decke nicht alle aus dem Gesellschaftsleben folgenden Ver-

letzungsrisiken ab. Außer in Extremfällen werde Mobbing die Schwelle 

zum kriminellen Handeln nicht überschreiten und sich nur im gesellschaft-

lich missbilligten, aber dennoch nicht strafbaren Rahmen abspielen.113 

 

Das BSG lässt allerdings offen, ob auch im OEG wie im sonstigen deut-

schen Recht nur an die Einzelhandlung angeknüpft werde. Auch lässt es 

offen, wie zu entscheiden wäre, wenn ein Mobbingbetroffener einer Kette 

von tätlichen Angriffen ausgesetzt wäre, von denen zwar jeder Angriff al-

lein nicht geeignet wäre, eine psychische Erkrankung auszulösen, in ihrer 

Gesamtheit jedoch schon.114  

                                            
112 LSG BW, 27.07.2000, Az: L 6 VG 2334/97, juris. 
113 BSG, 14.02.2001, Az: B 9 VG 4/00, juris. 
114 BSG, 14.02.2001, Az: B 9 VG 4/00, juris. 



Seite 37 
 

5.1.4 Ergebnis 

Mobbing erfüllt die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 OEG hinsichtlich des 

Vorsatzes und der Rechtswidrigkeit. Problematisch erscheint, ob es sich 

zudem um einen tätlichen Angriff im Sinne des Gesetzes handelt. Dies ist 

in Fällen, in denen es zu keinen direkten körperlichen Übergriffen kommt 

zu verneinen. Allerdings verwehrt das Urteil des BSG vom 14.02.2001 den 

Betroffenen von Mobbing nicht grundsätzlich einen Anspruch auf Leistun-

gen nach dem OEG. Die Gesundheitsschäden müssen allerdings durch 

einen tätlichen Angriff bzw. durch mehrere tätliche Angriffe erfolgen. Ob 

hierzu auch eine Kette kleinerer Angriffe ausreicht, bleibt bis zu einer Klä-

rung durch die Rechtsprechung zwar offen, doch bietet sich hierin auch 

die Chance, Leistungen nach dem OEG zu erlangen. 

 

5.2 Stalking 

 

Nicht nur bezüglich Mobbings stellt sich die Frage, ob Betroffene einen 

Anspruch nach dem OEG haben, sondern auch das Phänomen „Stalking“ 

wirft die Frage auf, ob den Opfern Leistungen aus der Opferentschädigung 

zustehen. 

 

Die Hilfsorganisation für Kriminalitätsopfer WEISSER RING hat bereits 

2006 beim Gesetzgebungsverfahren zum Anti-Stalking-Strafbestand ge-

fordert, dass klargestellt werden müsse, dass es sich bei Stalking um ei-

nen tätlichen Angriff im Sinne des OEG handle.115 In den sozialrechtspoli-

tischen Forderungen des WEISSEN RINGS (Stand Juni 2010) findet sich 

diese Forderung auch weiterhin. Stalking sei eine Straftat, die nach den 

Zielvorstellungen des OEG Hilfemaßnahmen und Entschädigung auslösen 

müsse. Dies gelte auch für die Fälle von Stalking, die ausschließlich in 

                                            
115 Vgl. Dau, Nachstellung als tätlicher Angriff, jurisPR-SozR 13/2010, Anm. 6. 
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Telefonanrufen oder sonstigen unerwünschten Kontaktaufnahmen be-

stünden.116 

 

5.2.1 Vorsatz 

Hier gelten dieselben Feststellungen, die bereits bei Mobbing getroffen 

wurden: Stalking wird nicht fahrlässig oder gar versehentlich betrieben. 

Der Stalker stellt dem Opfer nach, weil er ein bestimmtes Ziel verfolgt. Sei 

es nun, weil er die Beziehung zu seinem ehemaligen Lebenspartner wie-

der herstellen will, sei es, weil er seinem Opfer Angst und Qual zufügen 

will oder sei es, weil er seinen „Traumpartner“ erobern möchte117 - der 

Stalker handelt hierbei immer unter Vorsatz. 

 

Der Stalker nimmt hierbei in Kauf, dass er seinem Opfer schwere psychi-

sche und auch körperliche Schäden zufügt. Teilweise verletzt er das Opfer 

in einem bestimmten Stadium des Stalkings vorsätzlich. 

 

Zwar handeln viele Stalker in einem Wahn, der teilweise den Grad einer 

psychischen Erkrankung erreichen kann, doch kommt es bei der Beurtei-

lung des Vorsatzes nicht auf die Schuldfähigkeit des Schädigers an. 

 

Das Tatbestandsmerkmal des Vorsatzes ist erfüllt. 

 

5.2.2 Rechtswidrigkeit 

Die Tatbestandsmäßigkeit indiziert die Rechtswidrigkeit. Wenn der Straf-

tatbestand des § 238 StGB erfüllt ist, liegt die Rechtswidrigkeit vor, sofern 

kein Rechtsfertigungsgrund vorliegt. 

 

                                            
116 Vgl. WEISSER RING, Sozialrechtspolitische Forderungen, S. 4. 
117 Vgl. Keller, Stalking und Opferhilfe, S. 27f. 
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Rechtfertigungsgründe, dass Stalking betrieben wird, sind nicht ersichtlich. 

Auch kann man das Verhalten eines Stalkers nicht als sozialadäquat be-

schreiben. 

 

Das Tatbestandsmerkmal der Rechtswidrigkeit ist auch erfüllt. 

 

5.2.3 Tätlicher Angriff 

Für die Beurteilung, ob es sich bei Stalking auch um einen tätlichen Angriff 

im Sinne des OEG handelt, sind die Entscheidungen der Sozialgerichts-

barkeit zum sexuellen Missbrauch, zu Mobbing und zur Vernachlässigung 

Schutzbefohlener wichtig. Hieraus ergibt sich, dass der tätliche Angriff im 

Sinne des OEG zwei Voraussetzungen erfüllen muss: die Erfüllung eines 

Tatbestandes des StGB und eine auf den Körper zielende Einwirkung.118 

 

Das BSG hat ausgeführt, dass nur bestimmte Delikte auch einen An-

spruch nach dem OEG begründen können. Diese zeichnen sich durch die 

körperliche Unmittelbarkeit aus, die Heinz als Grundlage für das Vorliegen 

eines tätlichen Angriffs nimmt. Seiner Meinung nach ergibt sich die körper-

liche Unmittelbarkeit aus dem Schutzbereich des Strafbestandes.119 

 

Aus den Formulierungen „…und dadurch seine Lebensgestaltung 

schwerwiegend beeinträchtigt…“ in § 238 Abs. 1 StGB und „…Der neue   

§ 238 will in erster Linie die Entschließungs- und Handlungsfreiheit, aber 

auch das Rechtsgut der körperlichen Unversehrtheit und des Lebens 

schützen…“120 in der Gesetzesbegründung kann man schlussfolgern, 

dass auch die körperliche Integrität geschützt werden soll.121 Der § 238 

StGB könnte somit zu den Delikten, wie Körperverletzung, gehören, die 

                                            
118 Vgl. Heinz, Stalking, VersVerw 2/2007, S. 38. 
119 Vgl. ebenda. 
120 BT-Drucks. 15/5410, S. 6. 
121 Vgl. Heinz, Stalking, VersVerw 2/2007, S. 39. 
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das BSG als anspruchsbegründend eingestuft hat, da sie einen direkten 

Angriff auf die körperliche Integrität des Opfers beinhalten. 

 

Bei der Beurteilung, ob es sich bei Stalking um einen tätlichen Angriff 

handelt, stellt sich auch die Frage, ob es sich bei einer Kumulation von 

Handlungen, die allein nicht anspruchsbegründend sind, in ihrer Gesamt-

heit allerdings einen Anspruch nach dem OEG zur Folge hätten, um einen 

tätlichen Angriff im Sinne des Gesetzes handelt.122 Denn erst durch die 

Häufigkeit und das Zusammenwirken der Stalking-Handlungen wird der 

Tatbestand des § 238 StGB erfüllt und die gesundheitlichen Folgen für 

das Opfer ausgelöst. 

 

Das LSG Niedersachsen-Bremen hat dies bestätigt. Nach Ansicht des Ge-

richts wäre es nicht sachgerecht, jedes einzelne Element für sich zu be-

trachten und nur die auf die einzelnen Tathandlungen zurückzuführenden 

Gesundheitsstörungen zu entschädigen, da es sich bei Stalking nach na-

türlicher Betrachtungsweise und gesellschaftlicher Wahrnehmung um ein 

einheitliches Phänomen handelt.123 

 

In seinem ersten Stalking-Urteil entschied das LSG Niedersachsen-

Bremen, dass es bei Stalking dann um einen tätlichen Angriff im Sinne 

des OEG handle, wenn es auch zu direkten körperlichen Übergriffen 

kommt. Stalking überschreite – anders als Mobbing – in aller Regel deut-

lich die Schwelle zum kriminellen Unrecht.124 

 

 

 

                                            
122 Vgl. Heinz, Mobbing, Inzest, Stalking, ZfS 9/2005, S. 268. 
123 LSG NDS, NJOZ 2006, S. 4333 (4336); LSG NDS, 18.03.2010, Az: L 12 VG 2/06, 

juris. 
124 LSG NDS, NJOZ 2006, S. 4333 (4333). 
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Das LSG-Niedersachsen-Bremen urteilte ein zweites Mal über die Frage, 

ob Stalking ein tätlicher Angriff im Sinne des OEG ist: In Anbetracht der 

opferentschädigungsrechtlichen Rechtsprechung und der Rechtsentwick-

lung sei es geboten, auch „gewaltlose“ Nachstellungen dann als tätlichen 

Angriff im Sinne des OEG zu werten, wenn diese den Tatbestand des § 

238 StGB erfüllen und sich zumindest mit bedingtem Vorsatz gegen die 

körperliche Integrität des Opfers richten. Dies kann durch körperliche 

Übergriffe oder durch sonstige, auch berührungslose, Zwangseinwirkun-

gen durch physische Präsenz des Stalkers erfüllt werden. Das LSG ließ 

offen, wie zu urteilen wäre, wenn die Nachstellungen nur aus telefoni-

schen und postalischen Kontaktversuchen bestehen würden.125 

 

Nach Meinung des LSG Niedersachsen-Bremen entspricht die Einordnung 

von Stalking als tätlicher Angriff auch dem Schutzzweck des OEG, da die 

fortgesetzten Übergriffe des Stalkers darlegen, dass der staatliche Schutz 

des Opfers vor Gesundheitsschäden mit den verfügbaren Mitteln unzurei-

chend bleibt.126 

 

Für die feindliche Willensrichtung, die in den anderen Definitionen für den 

tätlichen Angriff gefordert wird, reicht der Rechtsbruch durch erfüllen des 

Tatbestands des § 238 StGB aus. 

 

Dau zweifelt die Rechtsprechung des LSG Niedersachsen-Bremen an, ob 

auch „gewaltlose“ Nachstellungen einen tätlichen Angriff darstellen kön-

nen. Seiner Meinung nach bestehe durch die bloße physische Anwesen-

heit des Stalker noch keine Gefahr für die Gesundheit der Opfer und es 

könne deshalb auch nicht von einem vorsätzlichen Angriff auf die körperli-

che Integrität des Opfers ausgegangen werden. Allerdings spricht er sich 

auch nicht grundsätzlich gegen die Entschädigung von Stalking-Opfern 

aus. Vielmehr regt er an, dass dies immer eine Entscheidung im Einzelfall 

                                            
125 LSG NDS, 18.03.2010, Az: L 12 VG 2/06, juris. 
126 LSG NDS, 18.03.2010, Az: L 12 VG 2/06, juris. 
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bleiben müsse. Zudem bestehe in der Praxis keine Relevanz.127 Eine 

mangelnde Relevanz erscheint hinsichtlich von 28.536 angezeigten Stal-

kingfällen im Jahr 2009128 allerdings als fraglich. 

 

Die Ausführungen des LSG Niedersachen-Bremen folgen auch den Aus-

führungen von Heinz, der davon ausgeht, dass der Stalking-Strafbestand 

den anspruchsbegründenden Delikten zuzuordnen ist129 und es sich bei 

Stalking um einen tätlichen Anspruch im Sinne des OEG handelt.130 Aller-

dings würde er es begrüßen, dass das BSG sich zur Frage des Stalkings 

im Opferentschädigungsrecht äußern würde und auch die Frage durch 

höchstrichterliche Rechtsprechung geklärt wird, ob eine Handlungskette 

von mehreren kleineren tätlichen Angriffen einen tätlichen Angriff im Sinne 

des OEG darstellen kann.131 

 

Eine Klärung dieser Problematik wird sich in der nächsten Zeit ergeben, 

da gegen das Urteil des LSG Niedersachsen-Bremen vom 18.03.2010 

Revision beim BSG beantragt wurde.132 Es ist allerdings zu erwarten, dass 

das BSG bestätigt, dass es sich bei einer Handlungskette auch um einen 

tätlichen Angriff im Sinne des Gesetzes handelt. Denn sonst hätte es die-

sen Gedanken nicht selbst beim „Mobbing-Urteil“133 angeregt, sondern 

hätte jeglichen Verweis unterlassen. 

 

 

                                            
127 Vgl. Dau, Nachstellung als tätlicher Angriff, jurisPR-SozR 13/2010, Anm. 6. 
128 Vgl. BMI, Kriminalstatistik 2009, S. 9. 
129 Vgl. Heinz, Mobbing, Inzest, Stalking, ZfS 9/2005, S. 269. 
130 Vgl. Heinz, Stalking, VersVerw 2/2007, S. 39. 
131 Vgl. Heinz, OEG, Teil C § 1 OEG Rn. 120. 
132 Vgl. Antwortschreiben des LSG NDS; BSG, Az: B 9 VG 2/10 R. 
133 BSG, 14.02.2001, Az: B 9 VG 4/00, juris. 



Seite 43 
 

5.2.4 Ergebnis 

Stalking kann einen vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriff im Sin-

ne des OEG darstellen. Der Vorsatz und die Rechtswidrigkeit von Stalking 

bedürfen keiner größeren Erörterung und liegen in der Regel bei allen 

Stalkingfällen vor. 

 

Ein tätlicher Angriff ist auf jeden Fall dann gegeben, wenn es auch zu ei-

nem körperlichen Übergriff im Rahmen des Stalkings kommt. Aber auch 

das „gewaltlose“ bzw. milde Stalking kann einen Anspruch nach dem OEG 

begründen, wenn zumindest mit bedingtem Vorsatz körperliche Schädi-

gungen des Opfers in Kauf genommen werden und durch die physische 

Präsenz des Stalkers (Auflauern, Verfolgen, Festhalten des Opfers) 

Zwangseinwirkungen (Flucht- oder Verhaltensweisen) die Folge für das 

Opfer sind. 

 

Es bleibt abzuwarten, wie das BSG das Phänomen „Stalking“ beurteilt. 

Wird durch das oberste Sozialgericht bestätigt, dass auch eine Hand-

lungskette einen tätlichen Angriff darstellen kann, liegt die Tatbestands-

mäßigkeit von Stalking unweigerlich vor. 



Seite 44 
 

6. UMFRAGE UNTER DEN VERSORGUNGSBEHÖRDEN IN BADEN-

WÜRTTEMBERG 

 

6.1 Vorgehensweise 

 

In Baden-Württemberg sind für den Vollzug des OEG die Landratsämter 

örtlich zuständig. Dies ergibt sich aus § 1 OEGZuVO. 

 

Aufgrund ständig sinkender Antragszahlen im Bereich des Sozialen Ent-

schädigungsrechts haben mehrere Landkreise Kooperationen in diesem 

Bereich abgeschlossen: Der Alb-Donau-Kreis ist im Bereich des Sozialen 

Entschädigungsrechts auch zuständig für den Landkreis Göppingen, der 

Landkreis Böblingen für den Landkreis Esslingen und den Rems-Murr-

Kreis und der Landkreis Ravensburg für den Landkreis Sigmaringen. Das 

Landratsamt Rottweil ist zuständige Versorgungsbehörde für die Land-

kreise Tübingen, Reutlingen, Freudenstadt, Tuttlingen und den Zollern-

albkreis. 

 

Nach § 1 OEGZuVO sind nur die Landratsämter für den Vollzug des OEG 

zuständig. Aus diesem Grund wird diese Aufgabe von den Landkreisen für 

die Stadtkreise übernommen. Der Alb-Donau-Kreis übernimmt diese Auf-

gabe für den Stadtkreis Ulm, der Enzkreis für den Stadtkreis Pforzheim, 

der Landkreis Heilbronn für den Stadtkreis Heilbronn, der Landkreis 

Karlsruhe für den Stadtkreis Karlsruhe, der Landkreis Rastatt für den 

Stadtkreis Baden-Baden, der Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald für 

den Stadtkreis Freiburg und der Rhein-Neckar-Kreis für die Stadtkreise 

Heidelberg und Mannheim.134 

                                            
134 Im Folgenden wird immer nur die Versorgungsbehörde genannt, die die Aufgabe des 

Vollzugs des Opferentschädigungsgesetzes übernommen hat. Die Zahlen beinhalten die 

Zahlen aus dem gesamten Zuständigkeitsgebiet. 
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Im Rahmen der Umfrage wurden die 26 Versorgungsbehörden in Baden-

Württemberg befragt. 

 

Zunächst wurde den Behörden der Fragebogen in elektronischer Form 

zugesandt, damit dieser am PC ausgefüllt und wieder elektronisch an den 

Verfasser zurückgesandt werden konnte. So sollten Kosten für die Ver-

sorgungsbehörden vermieden werden. Nach Ablauf der ersten Frist für die 

Rücksendung des Fragebogens, wurden die Landratsämter, deren Ant-

wort noch ausstand, auf dem Postweg angeschrieben und der Fragebo-

gen nochmals zugesandt. 

 

Der Fragebogen bestand aus fünf Fragen: 

1. Ob beim jeweiligen Landratsamt Anträge auf Leistungen nach dem 

OEG wegen Mobbings gestellt wurden. 

2. Die Zahl der Anträge wegen Mobbings in den Jahren 2005 bis 2009. 

3. Ob beim jeweiligen Landratsamt Anträge auf Leistungen nach dem 

OEG wegen Stalkings gestellt wurden. 

4. Die Zahl der Anträge wegen Stalkings in den Jahren 2005 bis 2009. 

5. Ob es die Versorgungsbehörden befürworten würden, dass man Mob-

bing und Stalking nach dem Opferentschädigungsrecht entschädigt. 

 

Der gewählte Untersuchungszeitraum für die Jahre 2005 bis 2009 ergibt 

sich daraus, dass im Rahmen des Verwaltungsreformstrukturgesetzes die 

ehemaligen sieben Versorgungsämter zum 01.01.2005 in die Landkreis-

verwaltungen eingegliedert wurden und deswegen genaue Zahlen früherer 

Jahre für die jeweiligen Landkreise nicht oder nur teilweise vorliegen. 

 

6.2 Ergebnisse der Umfrage 

 

Insgesamt beantworteten 25 der 26 Versorgungsbehörden in Baden-

Württemberg den Fragebogen. Dies entspricht einer Rücklaufquote von 

ca. 96,2 Prozent. 
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Von den 25 Versorgungsbehörden, die geantwortet haben, hatten fünf 

keine Anträge auf Leistungen nach dem OEG wegen Mobbings oder Stal-

kings erhalten. Hierzu gehören die Landratsämter 

• Alb-Donau-Kreis, 

• Heilbronn, 

• Hohenlohekreis, 

• Ludwigsburg und 

• Main-Tauber-Kreis. 

Das Landratsamt Ludwigsburg hat mitgeteilt, dass es zwar mehrere An-

fragen gab, ob ein Antrag wegen Mobbings oder Stalkings gestellt werden 

könne, den Betroffenen hiervon jedoch abgeraten wurde. Infolgedessen 

kam es auch zu keiner Antragsstellung. 

 

Bei 80 Prozent der Versorgungsbehörden in Baden-Württemberg wurde 

im untersuchten Zeitraum allerdings ein Antrag auf Opferentschädigung 

wegen Mobbings oder Stalkings gestellt. 

 

Bezüglich der Frage, ob bei der jeweiligen Versorgungsbehörde ein An-

trag wegen Mobbings gestellt wurde, antworteten 13 Landratsämter, dass 

dies der Fall sei, zwölf verneinten dies. Mit einer Quote von 52 Prozent zu 

48 Prozent ist das Ergebnis nahezu ausgeglichen. 

 

Bei der Frage nach der Anzahl der Anträge auf Leistungen nach dem 

OEG wegen Mobbings wurden die Versorgungsbehörden gebeten, die 

Anzahl der Anträge pro Jahr zu benennen. Sollte dies nicht möglich sein, 

wurde die Möglichkeit, eine Gesamtzahl für den gefragten Zeitraum anzu-

geben, eingeräumt. 

 

Immerhin sieben der 13 Versorgungsbehörden, die Fälle vorliegen hatten, 

stellten Zahlen für die einzelnen Jahren zur Verfügung, wobei das Land-

ratsamt mit den meisten Anträgen – das Landratsamt Rottweil – keine ge-

nauen Zahlen für die einzelnen Jahre nennen konnte. Bei den genauen 
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Jahresangaben wurden im Jahr 2008 die meisten Anträge gestellt (vier 

Anträge), die wenigsten im Jahr 2009 (keine Anträge). 

 

Das Landratsamt Rottweil hatte in den Jahren 2005 bis 2009 ca. 20 An-

träge wegen Mobbings zu bearbeiten. Allerdings könnte diese Zahl auch 

höher oder tiefer ausfallen, da das Landratsamt von maximal fünf Anträ-

gen pro Jahr gesprochen hat. Aus diesem Grund wurde für die Statistik 

der Wert von vier Anträgen pro Jahr angesetzt. 

 

Keine Anträge auf Leistungen nach dem OEG wegen Mobbings lagen bei 

den Landratsämtern 

• Breisgau-Hochschwarzwald, 

• Emmendingen, 

• Enzkreis, 

• Neckar-Odenwald-Kreis, 

• Ostalbkreis, 

• Rastatt und 

• Waldshut 

vor. 

 

Bei der Frage, ob Anträge nach dem OEG wegen Stalkings gestellt wur-

den, konnten ca. zwei Drittel der Versorgungsbehörden dies für den ge-

fragten Zeitraum bejahen. 16 der 25 Landratsämter hatten Anträge vorlie-

gen. 

 

Wie bei der Frage nach der Anzahl der Anträge wegen Mobbings, wurde 

auch bei der Frage nach der Anzahl der Anträge wegen Stalkings die 

Möglichkeit eingeräumt, die Zahlen für den gesamten Zeitraum zu nennen 

oder für die einzelnen Jahre. Acht der 16 Landratsämter haben genaue 

Daten zu den jeweiligen Jahren genannt, wobei auch hier die Landratsäm-

ter mit den meisten Antragszahlen – die Landratsämter Rottweil und 

Karlsruhe – nur eine Gesamtzahl genannt haben. Die meisten Anträge 
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wurden im Jahr 2006 (sechs Anträge) gestellt, die wenigsten in den Jah-

ren 2007 und 2009 (jeweils ein Antrag). 

 

Die meisten Anträge lagen den Landratsämtern Rottweil und Karlsruhe 

vor. Beide hatten in den Jahren 2005 bis 2009 ca. 20 Anträge zu beant-

worten, wobei für Rottweil die Ausführungen zu den Fallzahlen bei Anträ-

gen bezüglich Mobbings auch hier gelten. 

 

Keine Anträge auf Opferentschädigung wegen Stalkings wurden bei fol-

genden Landratsämtern gestellt: 

• Biberach 

• Bodenseekreis 

• Heidenheim 

• Schwäbisch Hall 

 

Der letzte Teil der Umfrage brachte ein ausgeglichenes Ergebnis hervor: 

Elf der 25 Versorgungsbehörden würden es begrüßen, wenn Betroffene 

von Mobbing und Stalking Leistungen nach dem OEG erhalten. Gegen 

eine Entschädigung sprachen sich ebenfalls elf Versorgungsbehörden 

aus. 

 

Drei Landratsämter äußerten sich zu dieser Frage weder mit ja noch mit 

nein. So gab ein Landratsamt an, die Frage nicht beantworten zu können. 

Ein anderes Landratsamt sah diese Frage nicht in seinem Zuständigkeits-

bereich. Das dritte Landratsamt wies darauf hin, dass es sich hierbei um 

eine rein politische Entscheidung handeln würde, auf die es nicht antwor-

ten werde. 

 

Insgesamt wurden in den Jahren 2005 bis 2009 mindestens 44 Anträge 

auf Leistungen nach dem OEG wegen Mobbings und mindestens 78 An-

träge wegen Stalkings gestellt. 
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In diesem Zeitraum wurden in Baden-Württemberg 14.141 Anträge auf 

Leistungen nach dem OEG gestellt.135 Somit ergibt sich ein Anteil von ca. 

einem Prozent der Anträge wegen Mobbings und Stalkings an der Ge-

samtzahl der Anträge nach dem OEG für Baden-Württemberg. 

 

Allerdings zeigt sich hierbei, dass der Anteil von Landkreis zu Landkreis 

stark variieren kann. Als Beispiel für das Jahr 2008 seien die Landkreise 

Heidenheim und Konstanz genannt. Wurden beim Landkreis Heidenheim 

zwei Anträge wegen Mobbings gestellt, so machte dies ca. elf Prozent der 

gesamten Anträge im Jahr 2008 aus. Beim Landratsamt Konstanz ergab 

sich mit einem Antrag wegen Mobbings ein prozentualer Anteil von ca. 

einem Prozent. 

 

6.3 Schlussfolgerungen aus den Ergebnissen der Umfr age 

 

Es wurden in den Jahren 2005 bis 2009 mindestens 122 Anträge nach 

dem OEG wegen Mobbings und Stalkings in Baden-Württemberg gestellt. 

Dies entspricht 24 Anträgen pro Jahr. 

 

Berücksichtigt man die Anregungen des Landratsamtes Ludwigsburg, 

dass dort den Betroffenen von Mobbing und Stalking bereits in der Vorbe-

ratung davon abgeraten wird, einen Antrag zu stellen, und geht man da-

von aus, dass dies auch bei anderen Landratsämtern der Fall ist, ist von 

einer höheren möglichen Anzahl an Betroffenen von Mobbing und Stal-

king, die einen Antrag nach dem OEG stellen wollten, auszugehen. Hierfür 

spricht auch, dass Betroffene einen weitaus höheren Anteil unter den Ge-

waltopfern einnehmen als ca. ein Prozent. Nach Angaben des WEISSEN 

                                            
135 Vgl. LVA BW, Jahresbericht 2008, Tabellen S. 8f; LVA BW, Jahresbericht 2009, S. 

43f. 
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RINGS befinden sich unter den von ihm betreuten Gewaltopfern ca. acht 

Prozent Betroffene von Stalking.136 

 

Hinzu kommt auch, dass manche Versorgungsbehörden die Zahl der An-

träge nur geschätzt hat, wobei die Erfahrung gezeigt hat, dass diese 

Schätzungen meist niedriger ausfallen als die tatsächliche Menge. Außer-

dem haben manche Landratsämter Angaben mit einer Mindest- und Ma-

ximalzahl an Anträgen gemacht. Hierbei wurde immer der niedrigere Wert 

berücksichtigt. 

 

80 Prozent der Versorgungsbehörden in Baden-Württemberg hatten min-

destens einen Antrag wegen Mobbings oder Stalkings vorliegen. Die Phä-

nomene Mobbing und Stalking sind somit auch in der Versorgungsverwal-

tung und im Opferentschädigungsrecht in Baden-Württemberg nicht völlig 

unbekannt. 

 

Überraschend ist allerdings, dass die Anzahl der Anträge wegen Stalkings 

seit dem Jahr 2007 abzunehmen scheint, soweit sich dies aus der gerin-

gen Zahl an genauen Jahreszahlen schließen lässt, obwohl es seit dem 

Jahr 2007 einen Stalking-Strafbestand im StGB gibt. Es wäre von daher 

eher zu erwarten gewesen, dass die Zahl der Anträge hiernach ansteigt, 

weil sich die Betroffenen nun verstärkt als Gewaltopfer ansehen. Zumal 

auch der WEISSE RING die Opfer von Stalking dazu ermutigt, Anträge 

nach dem OEG zu stellen. Die sinkenden Zahlen könnten aber auch mit 

der Aufklärungsarbeit der Landratsämter zusammenhängen, die bereits im 

Voraus mitteilen, dass nach der Verwaltungspraxis Stalking nicht entschä-

digt wird. 

 

Zwar beträgt der Anteil der Anträge auf Leistungen nach dem OEG wegen 

Mobbings und Stalkings „nur“ ca. ein Prozent, doch kann man hiervor 

nicht die Augen verschließen. Es ist auf jeden Fall eine Relevanz für die 

                                            
136 Vgl. E-Mail-Schreiben des WEISSEN RINGS vom 12.08.2010. 
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Verwaltungspraxis zu bejahen. Im Jahr 2008 wurden deutschlandweit 

22.175 Anträge nach dem OEG gestellt.137 Nimmt man den Anteil der An-

träge wegen Mobbings und Stalkings in Baden-Württemberg auch bun-

desweit an, so würden jährlich ca. 222 Anträge wegen Mobbings und Stal-

kings nach dem Opferentschädigungsgesetz gestellt werden. Bei dieser 

Zahl an Anträgen kann man von einer Verwaltungsrelevanz sprechen. 

                                            
137 Zahl nach Angaben des WEISSEN RINGS. 
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7. WEITERE HILFSMÖGLICHKEITEN  

 

7.1 Betroffene von Mobbing 

 

Zunächst muss erwähnt werden, dass es kein Allheilmittel gegen Mobbing 

gibt. Wichtig ist bei allen Maßnahmen, dass man keine voreiligen Hand-

lungen unternimmt. 

 

In der Frühphase können noch klärende Gespräche zwischen Betroffenen 

und Mobbern erfolgen, um eine Lösung des Problems zu finden.138 

 

Für den Betrieb bzw. die Dienststelle kann es auch von Vorteil sein, wenn 

in Folge eines Mobbingfalls eine Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung zur 

Mobbingproblematik abgeschlossen wird, um Wiederholungen zu vermei-

den.139 Außerdem ist es sinnvoll, eine Stelle innerhalb des Betriebs einzu-

richten, an die sich Betroffene wenden können.140 

 

In späteren Phasen kann aber in den seltensten Fällen noch durch ein 

klärendes Gespräch die Situation beendet werden, da auch die Folgen für 

den Betroffenen schon zu groß sind. Eine Form der Hilfe kann die Einrich-

tung eines Mobbingtelefons oder einer Mobbingkontaktstelle sein. Hier 

finden die Betroffenen Hilfe durch v.a. ehrenamtlich Tätige und werden an 

andere Stellen verwiesen.141 Der DGB unterhält in Baden-Württemberg 

mehrere Mobbingtelefone. 

 

                                            
138 Vgl. Schild/Heeren, Konflikteskalation am Arbeitsplatz, S. 150. 
139 Vgl. Wolmerath, Mobbing-Rechtshandbuch, Rn. 734; Honsa, Mobbing und sex. Beläs-

tigung, Rn. 249; Esser/Wolmerath, Mobbing, S. 102. 
140 Vgl. Esser/Wolmerath, Mobbing, S. 99ff. 
141 Vgl. Kirchen, Mobile Betriebliche Sozialarbeit, S. 41f. 
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Auch Selbsthilfegruppen können für die Betroffenen eine Stütze darstel-

len. In vielen deutschen Städten existieren bereits solche Einrichtungen, 

die teilweise auch in Form einer Gruppentherapie für Betroffene angebo-

ten und von einem professionellen Therapeuten geleitet werden.142 

 

Die kirchliche Seelsorge kann den Betroffenen Unterstützung bieten. Al-

lerdings wird diese Möglichkeit der Hilfe in der Gesellschaft immer weniger 

angenommen, da die Bedeutung der Religion immer mehr in den Hinter-

grund rückt.143 

 

Als letztes Mittel bleibt neben der Hilfe durch Sozialarbeiter oder Seelsor-

ger die Inanspruchnahme von professionellen Therapeuten im Rahmen 

einer Therapie oder gar die Einweisung in ein sogenanntes Mobbing-

Krankenhaus. Hier erfahren die Betroffenen psychologische Unterstützung 

und werden gezielt auf ihre psychosomatischen Erkrankungen hin, z.B. 

Depressionen, behandelt.144 

 

Die Betroffenen können auch privatrechtlich gegen die Mobber vorgehen 

und u.a. Schadensersatzansprüche aus unerlaubten Handlungen gem.   

§§ 823ff BGB geltend machen.145 

 

 

 

 

 

                                            
142 Vgl. Wolmerath, Mobbing-Rechtshandbuch, Rn. 738; Honsa, Mobbing und sex. Beläs-

tigung, Rn. 296; Leymann, Psychoterror am Arbeitsplatz, S. 168. 
143 Vgl. Leymann, Psychoterror am Arbeitsplatz, S. 171. 
144 Vgl. Wolmerath, Mobbing-Rechtshandbuch, Rn. 738; Honsa, Mobbing und sex. Beläs-

tigung, Rn. 303; Leymann, Psychoterror am Arbeitsplatz, S. 157ff. 
145 Vgl. Wolmerath, Mobbing-Rechtshandbuch, Rn. 257ff. 
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7.2 Betroffene von Stalking 

 

Bei der Hilfe für Betroffene von Stalking ist v.a. wichtig, dass ein interdis-

ziplinäres Vorgehen notwendig ist.146 

Aus diesem Grund wäre die Bildung von Netzwerken zwischen verschie-

denen Stellen zu begrüßen. Ein Beispiel für ein solches Netzwerk ist das 

Stalking-Projekt der Bremer Polizei. Der Betroffene wendet sich an eine 

Stelle, wird dort eingehend beraten und auf die weiteren Handlungsmög-

lichkeiten hingewiesen.147 

 

Auch die soziale Arbeit kann helfend für die Betroffenen eingreifen. Hier-

bei sollte eine Beratung in fünf Phasen erfolgen. Diese gliedern sich nach 

Wolfgramm in Erstanalyse (Kennenlernen der Situation und des Betroffe-

nen), Vereinbarungs- und Kontaktphase (Erstellung eines Arbeitskon-

trakts), Arbeitsphase (vertiefte Analyse und Diagnose, Intervention und 

Veränderung), Evaluationsphase (Bewertung und Auswertung der Bera-

tung) und Abschlussphase (formales Beenden der Beratung).148 Im Vor-

dergrund muss aber v.a. auch das Ziel stehen, Hilfe zur Selbsthilfe zu leis-

ten – der Betroffene soll lernen, dass er sich selbst helfen kann.149 

 

Als weitere Möglichkeit der Hilfe für Betroffene wird in der Literatur die 

Selbsthilfegruppe genannt. Während Kühner und Weiß diese Form der 

Hilfe befürworten, ist Hoffmann der Auffassung, dass diese Form der Hilfe 

wenig Erfolg haben wird, da die Betroffenen nur über die Situation spre-

chen, aber keine Wege heraus aus dieser aufgezeigt bekommen 

                                            
146 Vgl. Drawe/Oetken, Stalking, S. 84; Hoffmann, Stalking, S. 157; Kühner, Stalking-

Opfer, FPR 2006, S. 189; Wolfgramm, Stalking, S. 105. 
147 Vgl. Drawe/Oetken, Stalking, S. 108; Hoffmann, Stalking, S. 157; Wolfgramm, Stal-

king, S. 105. 
148 Vgl. Wolfgramm, Stalking, S. 185ff. 
149 Vgl. Drawe/Oetken, Stalking, S.86. 
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würden.150 Eine Selbsthilfegruppe erscheint nur dann als sinnvoll, wenn 

sie von einem professionellen Therapeuten geleitet wird, wodurch die Be-

troffenen Hilfe in ihrer schweren Lebenslage erhalten. 

 

Opferberatungsstellen, wie sie z.B. der WEISSE RING unterhält, können 

eine wichtige Stütze für Betroffene von Stalking sein. Sie bieten Unterstüt-

zung für die Betroffenen und klären diese über das Phänomen Stalking 

auf. Desweiteren können sie Kontakte zu anderen Stellen, wie Polizei oder 

Ärzten, vermitteln und herstellen.151 

 

Stellen sich schwerwiegende psychische Folgen für die Betroffenen ein, 

führt kein Weg an einer psychotherapeutischen Therapie vorbei, um sich 

mit diesen Folgen auseinanderzusetzen.152 

 

Neben der strafrechtlichen Möglichkeit kann der Betroffene auch zivilrecht-

lich gegen den Stalker vorgehen. 

 

So kann vom Stalker ein Unterlassen der Handlungen gem. § 1004 BGB 

verlangt werden.153 

 

Ferner kann der Betroffene beim zuständigen Amts- oder Familiengericht 

einen Antrag nach § 1 Abs. 1 und 2 GewSchG auf Erlass einer einstweili-

gen Anordnung stellen. Hierin kann u.a. festgelegt werden, dass der Stal-

ker nicht mehr die Wohnung des Betroffenen aufsuchen darf bzw. sich 

nicht mehr dem Betroffenen nähern darf. 

 

                                            
150 Vgl. Kühner/Weiß, Gesundheitliche Folgen und Möglichkeiten der Therapie, S. 98; 

Kühner, Stalking-Opfer, FPR 2006, S. 188; Hoffmann, Stalking, S. 161. 
151 Vgl. Kühner, Stalking-Opfer, FPR 2006, S. 188; Hoffmann, Stalking, S. 160. 
152 Vgl. Kühner/Weiß, Gesundheitliche Folgen und Möglichkeiten der Therapie, S. 90; 

Kühner, Stalking-Opfer, FPR 2006, S. 189; Hoffmann, Stalking, S. 159. 
153 Vgl. von Pechstaedt, Zivilrechtliche Abwehrmaßnahmen, NJW 2007, S. 1233. 
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Problematisch ist nach von Pechstaedt allerdings, dass es keine einheitli-

che Rechtsprechung gibt. Dies würde daran liegen, dass das GewSchG 

für häusliche Gewalt und nicht für Stalking geschaffen worden sei.154 

 

In manchen Fällen wird die Anordnung durch das Amtsgericht befristet, in 

anderen Fällen nicht. Außerdem übersehen viele Richter, dass die Auf-

zählung in § 1 Abs. 1 GewSchG nicht abschließend ist. Solange keine 

einheitliche Rechtsprechung für das GewSchG vorliegt, stellt es keine 

vernünftige Möglichkeit zur Hilfe für Stalking-Betroffene dar. Auch fehlt es 

noch immer an einer höchstrichterlichen Rechtsprechung.155 

                                            
154 Vgl. Gropp/von Pechstaedt, Reaktionsmöglichkeiten d. Zivilgerichte, S. 170. 
155 Von Pechstaedt, Zivilrechtliche Abwehrmaßnahmen, NJW 2007, S. 1237. 
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8. FAZIT 

 

Mobbing und Stalking sind schwer greifbare Phänomene. Dies zeigt sich 

auch daran, dass sich Schwierigkeiten auftun, in der Wissenschaft und 

Literatur für beide Phänomene eine einheitliche Definition auszuarbeiten. 

Dennoch hat man sich auf wesentliche Merkmale verständigen können, 

sodass sowohl Mobbing als auch Stalking fassbar werden. 

 

Macht man sich die Fülle der Handlungsweisen klar, mit denen Mobber 

und Stalker gegen die Betroffenen vorgehen, wird deutlich, welche erheb-

lichen Auswirkungen entstehen können. Physische und psychische Er-

krankungen können die Folgen davon sein. Teilweise enden Mobbing und 

Stalking gar tödlich für die Betroffenen. 

 

Betroffene von Mobbing und Stalking bedürfen der Unterstützung durch 

die Gesellschaft und durch den Staat, denn weder Mobbing noch Stalking 

kann überwunden werden, wenn die Betroffenen auf sich allein gestellt 

sind. Ob eine solche Unterstützung durch den Staat in Form von Leistun-

gen nach dem OEG geleistet werden kann, hat für Mobbing und Stalking 

zwei unterschiedliche Ergebnisse hervorgebracht: 

 

Im deutschen Strafrecht findet sich keine spezielle Vorschrift gegen die 

Mobbing-Problematik. Solange dies weiterhin der Fall ist, können Betrof-

fene keine Ansprüche nach dem OEG geltend machen. Mobbing wird 

zwar als moralisch verwerflich eingestuft, doch überschreitet es nach ak-

tueller Rechtslage nicht die Schwelle zum kriminellen Unrecht. Bislang gibt 

es in der Politik keine konkreten Bestrebungen, diese Lücke im deutschen 

Rechtssystem zu schließen und wie in anderen Ländern einen Mobbing-

Tatbestand einzuführen. 
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Ohne eine strafrechtliche Regelung von Mobbing läge die einzige Mög-

lichkeit, den Betroffenen von Mobbing Leistungen nach dem OEG zu-

kommen zu lassen, in einer Gesetzesänderung des OEG selbst, indem 

man Mobbing in die Sondertatbestände des § 1 Abs. 2 OEG aufnimmt. 

Eine solche Gesetzesänderung erscheint allerdings unwahrscheinlich, 

zumal in Zeiten klammer öffentlicher Kassen die Sozialausgaben gesenkt 

und nicht gesteigert werden sollen. 

 

Seit der Einführung des neuen § 238 StGB findet sich eine gesetzliche 

Regelung gegen die Stalking-Problematik im deutschen Rechtssystem. 

Das Problem, keinen Tatbestand wie bei Mobbing zu haben, stellt sich 

seitdem nicht mehr. 

 

Die Untersuchung hat gezeigt, dass Betroffene von Stalking einen An-

spruch nach dem OEG besitzen und Stalking unter den Tatbestand des 

tätlichen Angriffs in § 1 Abs. 1 OEG zu subsumieren ist. Dies lässt sich 

damit begründen, dass Stalking als einheitliche Tat zu beurteilen ist und 

aus der Gesetzesbegründung hervorgeht, dass § 238 StGB auch dem 

Schutz der körperlichen Unversehrtheit dienen soll. Der Tatbestand lässt 

sich damit in den Bereich der Körperverletzung rücken, die das BSG als 

anspruchsbegründende Straftat definiert hat. 

 

Die Ergebnisse der Umfrage unter den Versorgungsbehörden in Baden-

Württemberg haben gezeigt, dass Mobbing und Stalking für die Versor-

gungsbehörden nicht völlig unbekannt sind. Immerhin ein Großteil der 

Landratsämter hatte in den vergangenen Jahren mindestens einen Antrag 

nach dem OEG wegen Mobbings und Stalkings vorliegen. Ein prozentua-

ler Anteil von ca. einem Prozent macht deutlich, dass durchaus eine Ver-

waltungsrelevanz gegeben ist, zumal viele Betroffene keinen Antrag stel-

len. 
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Sollte das BSG der Meinung des LSG Niedersachsen-Bremen folgen, 

dass auch gewaltlose Nachstellungen einen tätlichen Angriff i.S.d. OEG 

darstellen können, werden die Versorgungsbehörden eine noch höhere 

Zahl an Anträgen wegen Stalkings zu verzeichnen haben. 

 

Es bleibt zu hoffen, dass auch das BMAS in naher Zukunft erneut Stellung 

zur Stalking-Problematik nimmt und in einem Rundschreiben darstellt, 

dass auch Betroffene von Stalking einen Anspruch nach dem OEG besit-

zen können. Die Umfrage hat gezeigt, dass immerhin 44 Prozent der Ver-

sorgungsbehörden in Baden-Württemberg der Auffassung sind, dass Stal-

king kein opferentschädigungsrechtlicher Tatbestand sei. 

 

Aufgrund der hohen Zahl an Betroffenen von Mobbing – mehr als eine Mil-

lion Menschen – werden sich die Versorgungsbehörden auch weiterhin mit 

dem Phänomen Mobbing auseinandersetzen müssen, auch wenn eine 

Anerkennung von OEG-Leistungen nach der derzeitigen Rechtslage nicht 

möglich ist. 

 

Es bleibt abzuwarten, ob sich die Politik in Zukunft auch dieser Problema-

tik in derart verstärkter Weise zuwenden wird, wie sie es auch bei Stalking 

mit der Einführung eines eigenen Straftatbestandes getan hat. 
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ANLAGEN  

 

Anlage 1: Mobbing-Handlungen nach Leymann 

 

Die 45 Handlungen – was die Mobber tun 156 

 

1. Angriffe auf die Möglichkeit, sich mitzuteilen: 

• Der Vorgesetzte schränkt die Möglichkeit ein, sich zu äußern. 

• Man wird ständig unterbrochen. 

• Kollegen schränken die Möglichkeit ein, sich zu äußern 

• Anschreien oder lautes Schimpfen. 

• Ständige Kritik an der Arbeit. 

• Ständige Kritik am Privatleben. 

• Telefonterror. 

• Mündliche Drohungen. 

• Schriftliche Drohungen. 

• Kontaktverweigerung durch abwertende Blicke oder Gesten. 

• Kontaktverweigerung durch Andeutungen, ohne dass man etwas direkt ausspricht. 

 

2. Angriffe auf die sozialen Beziehungen: 

• Man spricht nicht mehr mit dem / der Betroffenen. 

• Man lässt sich nicht ansprechen. 

• Versetzung in einen Raum weitab von den Kollegen. 

• Den Arbeitskollegen / innen wird verboten, den / die Betroffene / n anzusprechen. 

• Man wird „wie Luft“ behandelt. 

 

3. Auswirkungen auf das soziale Ansehen: 

• Hinter dem Rücken des Betroffenen wird schlecht über ihn gesprochen. 

• Man verbreitet Gerüchte. 

• Man macht jemanden lächerlich. 

• Man verdächtigt jemanden, psychisch krank zu sein. 

• Man will jemanden zu einer psychiatrischen Untersuchung zwingen. 

• Man macht sich über eine Behinderung lustig. 

• Man imitiert den Gang, die Stimme oder Gesten, um jemanden lächerlich zu machen. 

• Man greift die politische oder religiöse Einstellung an. 

• Man macht sich über die Nationalität lustig. 

                                            
156 Leymann, Psychoterror am Arbeitsplatz, S. 33f. 
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• Man zwingt jemanden, Arbeiten auszuführen, die das Selbstbewusstsein verletzen. 

• Man beurteilt den Arbeitseinsatz in falscher und kränkender Weise. 

• Man stellt die Entscheidungen des / der Betroffenen in Frage. 

• Man ruft ihm / ihr obszöne Schimpfworte oder andere entwürdigende Ausdrücke nach. 

• Sexuelle Annäherungen oder verbale sexuelle Angebote. 

 

4. Angriffe auf die Qualität der Berufs- oder Lebenssituation: 

• Man weist dem Betroffenen keine Arbeitsaufgaben zu. 

• Man nimmt ihm jede Beschäftigung am Arbeitsplatz, so dass er sich nicht einmal selbst 

Aufgaben ausdenken kann. 

• Man gibt ihm sinnlose Aufgaben. 

• Man gibt ihm Aufgaben weit unter seinem eigentlichen Können. 

• Man gibt ihm ständig neue Aufgaben. 

• Man gibt ihm „kränkende“ Arbeitsaufgaben. 

• Man gibt dem Betroffenen Arbeitsaufgaben, die seine Qualifikation übersteigen, um ihn zu 

diskreditieren. 

 

5. Angriffe auf die Gesundheit: 

• Zwang zu gesundheitsschädlichen Arbeiten. 

• Androhung körperlicher Gewalt. 

• Anwendung leichter Gewalt, zum Beispiel um jemanden einen „Denkzettel“ zu verpassen. 

• Körperliche Misshandlung. 

• Man verursacht Kosten für den / die Betroffene, um ihn / ihr zu schaden. 

• Man richtet physischen Schaden im Heim oder am Arbeitsplatz des / der Betroffenen an. 

• Sexuelle Handgreiflichkeiten. 



Seite 62 
 

Anlage 2: Mobbing-Handlungen nach Esser und Wolmera th 

 
Katalog der 100+… Mobbinghandlungen 157 

 

1. Angriffe gegen die Arbeitsleistung und das Leistungsvermögen 

• Sabotage: Beschädigung, Diebstahl, Manipulation von Arbeitsmitteln 

• „Unterschlagung“ von Arbeitsergebnissen (z.B. Unterlagen, Dateien sind „weg“) 

• Manipulation von Arbeitsergebnissen (z.B. gezielt Fehler einfügen) 

• Erzeugen von Störungen (z.B. unsinnige Telefonate, Unterbrechungen) 

• Vorenthalten und/oder fälschen von arbeitsrelevanten Informationen 

• Gezielte Unterdrückung von Informationen über Besprechungen, Terminen 

• Anordnung von sinnlosen Tätigkeiten (z.B. ausgemusterte Ordner sortieren) 

• Anordnung, keine Tätigkeit während der Arbeitszeit auszuüben 

• Anordnung von systematisch überfordernden Tätigkeiten 

• Gezielte und dauerhafte Zuweisung von Arbeiten, die der Betroffene nicht mag oder ihm 

nicht „liegen“ 

• Zuweisung von objektiv zu viel Arbeit („Zuschütten“) 

• Willkürlich auf liegengebliebener Arbeit (z.B. wegen Urlaub, Betriebsratstätigkeit) sitzen 

lassen 

• Ungünstige Lage des Arbeitsplatzes (z.B. laut, Störungen, ungeschützt, exponiert) 

• Anordnung von systematisch unterfordernden Tätigkeiten 

• Anordnungen so gestalten, dass unvermeidliche Fehler gemacht werden 

• Manipulierte Arbeitszuweisung (z.B. nur unbeliebteste, schlechteste, schmutzigste) 

• Kappen üblicher Informationskanäle (z.B. kein Telefon, kein Fax, keine E-Mail) 

• Blockade von gemeinsamer Tätigkeit („Mit dem nicht!“) 

• Verweigerung von Hilfe, Unterstützung, Rat (obwohl es möglich wäre) 

• Überraschendes Zurückziehen von verbindlich zugesagter Unterstützung 

• Geistiger Diebstahl, Aneignung von Arbeitsergebnissen 

• Beschneidung der Zuständigkeiten (z.B. fachlich unberechtigt, willkürlich) 

• Dienst nach Vorschrift (z.B. gezieltes Nicht-Mitdenken, gezielte Unflexibilität) 

• Entscheidungen oder Kompetenzen werden permanent angezweifelt 

• Anweisungen wenden (offen oder verdeckt) nicht ausgeführt oder sabotiert 

• Anweisungen werden wortwörtlich ausgeführt (offensichtliche Fehler einbezogen) 

• Überraschungsangriffe (z.B. plötzliche Änderungen der Arbeitsaufträge) 

 

 

 

                                            
157 Esser/Wolmerath, Mobbing, S. 24ff. 
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2. Angriffe gegen den Bestand des Beschäftigungsverhältnisses 

• Behauptungen von Fehlverhalten (z.B. Urlaubsantrag „verschwindet“) 

• Fehler und negative Vorfälle werden Betroffenem in die Schuhe geschoben 

• Willkürliche Abmahnungen (d.h. die Gründe werden „an den Haaren“ herbeigezogen) 

• Willkürliche Umsetzung und/oder Versetzung (sowie Versuche dazu) 

• Willkürliche Kündigung(en) (d.h. die Gründe werden „an den Haaren“ herbeigezogen) 

• Manipulation der Arbeitszeiterfassung 

• Strafbare Handlungen werden unterstellt (z.B. Diebesgut wird untergeschoben) 

• Berufliche Qualifikation wird ständig in Frage gestellt 

• Willkürliche Zurückhaltung von Entgelt (z.B. Urlaubsgeld, Spesen) 

• Absichtlich schlechte berufliche Beurteilung; Behauptung von Schlechtleistungen 

• Betrieblich übliche Beförderungen, angestrebte Position werden blockiert 

• Fort- und Weiterbildungsvorhaben werde gezielt behindert 

 

3. Destruktive Kritik 

• Demütigende, unsachliche, überzogene, gnadenlose Kritik 

• Aufbauschen einzelner Vorfälle oder Fehler („Maus zum Elefanten machen“) 

• Generalisierung von Fehlern; pauschale Kritik (z.B. „Sie machen alles falsch!“) 

• Kritik von Fehlern, die durch Anweisungen des Mobbers provoziert wurden 

• Ständige (harsche) Kritik oder Entmutigung 

• Unterdrückung von Verbesserungsvorschlägen und –bemühungen 

• Ausbremsen der Motivation (z.B. „Das schaffen Sie nie!“) 

• Dauerkontrolle mit dem Ziel der Zermürbung 

 

4. Angriffe auf die soziale Integration am Arbeitsplatz 

• Räumliche Isolation (z.B. abgelegener Arbeitsplatz) 

• Unterdrückung der Meinungsäußerungen des Betroffenen (z.B. „Mund verbieten“) 

• Gespräche hinter dem Rücken (z.B. Tuscheln, Tratschen) 

• Anspielungen, zweideutige Bemerkungen 

• Engagement des Betroffenen wird als getarnter Egoismus diffamiert 

• Mögliche Bündnispartner, Freunde des Betroffenen werden eingeschüchtert 

• Mögliche Bündnispartner, Freunde des Betroffenen werden versetzt 

• Ausschließen aus der Alltagskommunikation („Wie Luft behandeln“) 

• Ausschließen aus informellen/geselligen Treffen („Tür-Zu-Methode“) 

• Ausschließen aus üblichen gegenseitigen Freundlichkeiten im Kollegenkreis (z.B. Bröt-

chen oder Süßigkeiten mitbringen, Kaffee kochen, Blumen gießen) 

• Demonstratives Schweigen im Beisein des Betroffenen 

• Ignorieren von Fragen, Gesprächswünschen, Hilfeersuchen, Kooperationsangeboten 

• Demonstrativ aus dem Weg gehen, nicht an einem Tisch sitzen, nicht in einem Raum 

aufhalten 
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5. Angriffe gegen das soziale Ansehen im Beruf 

• Gezielte Verleumdung, Rufmord in der betrieblichen Öffentlichkeit 

• Gerüchte verbreiten oder gezielt weiterleiten 

• Dem Betroffenen wider besseren Wissens Böswilligkeit/Fahrlässigkeit unterstellen 

• Provokation, um die emotionale Reaktion des Mobbingbetroffenen auszuschlachten 

• Beleidigung und Demütigung im Beisein Dritter 

• Verraten von persönlichen Informationen („Geheimnisse“ an Dritte) 

• Lächerlich machen (z.B. verbal, mit Mimik, mit Gestik, durch Karikatur) 

• In der betrieblichen Öffentlichkeit unglaubwürdig machen, blamieren, bloßstellen 

• Gezielte negative Sonderbehandlung (d.h. nur der Mobbingbetroffene wird so behandelt) 

• Demonstrative scheinbar positive Sonderbehandlung (z.B. „Tot-Loben“) 

• Psychische Erkrankung wird unterstellt 

• Beschwerden durch Dritte werden erfunden (z.B. gefälschte Briefe, Anrufe, E-Mails) 

• (Fingierte) Schreiben des oder an den Betroffenen werden öffentlich gemacht 

 

6. Angriffe gegen das Selbstwertgefühl 

• Demütigung, Erniedrigung, Blamage, Häme, Abwertung (verbal und/oder nonverbal) 

• Unterdrückung durch verbale Dominanz (z.B. Anschreien) 

• Ruppige Redeweise mit dem Betroffenen 

• Menschliche Qualifikation („Charakter“) wird bestritten 

• Unterstellung böser Absichten, Dummheit, Unehrenhaftigkeit 

• Verunsicherung, Kränkung, Beleidigung, Schmähung 

• Gezieltes Attackieren und Ausnutzen von persönlichen Unsicherheiten 

• Persönliche Schwächen werden publik gemacht 

• Aufbauschen von Fehlern und Unzulänglichkeiten („Herumreiten“) 

• Gezielte Ungleichbehandlung (z.B. negative Sonderrollen, Ungerechtigkeiten) 

• Übertriebene Kontrolle, berufliche Entmündigung 

 

7. Angst, Schreck und Ekel erzeugen 

• Angst und Schrecken erzeugen (z.B. Einsperren des Betroffenen, Spinnen in den 

Schreibtisch legen, tote Tiere im Büro ablegen, elektrischen Kurzschluss herbeiführen) 

• Ekel erzeigen (z.B. Stinkbomben, verdorbene Lebensmittel im Büro verstecken) 

• Einschüchtern, Bedrohen, Nötigen (z.B. Drohen mit Arbeitsplatzverlust, Körperliche Ge-

waltandrohung) 

• Anordnung, zum Arzt zu gehen, um die psychische Gesundheit prüfen zu lassen 
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8. Angriffe gegen die Privatsphäre 

• (Nächtlicher) Telefonterror 

• Ständige Anrufe oder Besuche zur Kontrolle 

• Bedrängende Aufforderung, aus dem Urlaub und/oder aus der krankheitsbedingten Ar-

beitsunfähigkeit zurückzukommen 

• Schlechtmachen des Betroffenen bei Familienangehörigen, Freunden etc. 

• Familienangehörige ängstigen, angreifen, belästigen 

• Sachbeschädigung an privaten oder beruflich genutzten Gegenständen, Kleidung etc. 

• Gezielte Zuweisung schlechter Urlaubstermine 

• Kurzfristige Zurücknahme zugesagten Urlaubs oder Freizeitausgleichs 

• Unterschlagung von Anträgen (z.B. wegen Urlaub, Bildung) 

• Ständiges Abwerten privater Vorlieben, Interessen und Tätigkeiten 

• Ständiges Abwerten religiöser, politischer, weltanschaulicher Überzeugungen 

 

9. Angriffe gegen die Gesundheit und körperliche Unversehrtheit 

• Offene körperliche Übergriffe, Gewaltanwendung 

• Als Zufall oder Missgeschick getarnte Verletzungen beifügen 

• Gezielte Anordnung von gesundheitsschädlichen Tätigkeiten 

• Sabotage von Sicherheitsmaßnahmen; Verschwinden lassen von Schutzmitteln 

• Sexuelle Belästigung 

• Heimliche Verabreichung von Medikamenten und/oder Suchtmitteln (z.B. Alkohol bei 

einem abstinenten Alkoholiker) 

• Ungenießbarmachung oder Verunreinigung von Lebensmitteln 

• Herbeiführen von gesundheitlichen Beeinträchtigungen (z.B. Zugluft, Kälte, Hitze, Laut-

stärke, Vibration, Tabakqualm, Sprays) 

• Ausnutzen von gesundheitlichen Handikaps und Krankheiten gegen Betroffene 

• Betroffene zum Suizid auffordern 

 

10. Versagen von Hilfe 

• Ignorieren von Mobbingsituationen (z.B. Wegschauen, Weggehen) 

• Verharmlosen, Lächerlich machen der Beschwerden 

• Vorwürfe, Schuldzuweisung gegenüber dem Betroffenen 

• Dulden von Mobbingvorgängen 

• Unterlassene Hilfeleistung 
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Anlage 3: Rundschreiben des BMAS vom 20.01.2006, Az : IV c 2 – 

47035/3 

 

 

 

 



Seite 67 
 

 

 



Seite 68 
 

Anlage 4: Sozialrechtspolitische Forderungen des WE ISSEN 

RINGS158 

 

 
                                            
158 https://www.weisser-ring.de/internet/standpunkte/sozialrechtspolitische-

forderungen/index.html [02.08.2010] 
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Anlage 5: Auszug aus der Polizeilichen Kriminalstat istik 2009 159 

 

                                            
159 BMI, Kriminalstatistik, S. 9. 
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Anlage 6: Antwortschreiben des LSG Niedersachen-Bre men 
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Anlage 7: Anschreiben und Fragebogen für die Umfrag e unter den 

Versorgungsbehörden in Baden-Württemberg 
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Anlage 8: Auszug aus dem Jahresbericht 2008 des LVA 160 

 

 

                                            
160 LVA BW, Jahresbericht 2008, Tabellen S. 8f. 



Seite 79 
 

 



Seite 80 
 

Anlage 9: Auszug aus dem Jahresbericht 2009 des LVA 161 

 

 

 

                                            
161 LVA BW, Jahresbericht 2009, S. 43f. 
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Anlage 10: Tabellen und Grafiken zur Umfrage unter den Versor-

gungsbehörden in Baden-Württemberg (Kapitel 6) 162 

 

 

Landratsamt  Anträge wegen 

Mobbings 

Anträge wegen 

Stalkings 

Anträge wegen Mo b-

bing und Stalking 

Alb -Donau -Kreis  0 0 0 

Biberach  1 0 1 

Böblingen  2 6 8 

Bodenseekreis  1 0 1 

Breisgau -Hochschwarzwald  0 2 2 

Emmendinge n 0 1 1 

Enzkreis  0 1 1 

Heidenheim  2 0 2 

Heilbronn  0 0 0 

Hohenlohekreis  0 0 0 

Karlsruhe  3 20 23 

Konstanz  1 1 2 

Lörrach  1 1 2 

Ludwigsburg  0 0 0 

Main-Tauber -Kreis  0 0 0 

Neckar -Odenwald -Kreis  0 1 1 

Ortenaukreis  2 8 10 

Ostalbkreis  0 2 2 

Rastatt  0 1 1 

Ravensburg  5 5 10 

Rhein -Neckar -Kreis  3 5 8 

Rottweil  20 20 40 

Schwäbisch Hall  2 0 2 

Schwarzwald -Baar-Kreis  1 2 3 

Waldshut  0 2 2 

Gesamt  44 77 122 

Tabelle 1: Anträge nach dem OEG wegen Mobbings und Stalkings 

 

                                            
162 Die Antworten der einzelnen Versorgungsbehörden finden sich auf der CD. 
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Abbildung 1: Gegenüberstellung - Behörden mit und o hne Anträgen nach dem 

OEG wegen Mobbings oder Stalkings 

 

 

 
Abbildung 2: Anzahl der Anträge auf Leistungen nach  dem OEG wegen Mobbings 
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Abbildung 3: Anzahl der Anträge auf Leistungen nach  dem OEG wegen Stalkings 

 

 

 
Abbildung 4: Meinungsstand in den Versorgungsbehörd en, ob Mobbing und Stal-

king nach dem OEG entschädigt werden sollten 
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Anlage 11: Antwortschreiben des WEISSEN RINGS Ostal bkreis 
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Anlage 12: Anträge nach dem OEG im Jahr 2008 bundes weit 163 

 
Tabelle 2: Straf-, Gewalttaten und Anträge nach dem  OEG 2008 

                                            
163 Tabelle wurde dem Verfasser mit Antwortschreiben des WEISSEN RINGS vom 

12.08.2010 (Anlage 11) bereitgestellt. 
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